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Induſtrielle Berufsausbildung 


Von Rudolf Sube, ſtellv. Geſchäftsführer der Induſtrie-Abteilung der Wirtſchaftskammer Danzig⸗Weſtpreußen. 


Der techniſchen Rationaliſierung der induſtriellen Betriebe 
find durch den Krieg gewiſſe Grenzen geſetzt. Neuzeitliche Ar⸗ 
beitsmaſchinen und Hilfsmittel ſind das induſtrielle Rüſtzeug, um 
die Leiſtungsfähigkeit der Betriebe zu ſteigern, die wiederum die 
Vorausſetzung für die Wettbewerbsfähigkeit der Danzig-Weſt⸗ 
preußiſchen Induſtrie mit der Induſtrie des Altreichs iſt. Durch 
die gewaltige wirtſchaftliche Entwicklung ſeit 1933 wurde die 
Induſtrie der Altreichsgebiete in den Stand geſetzt, den Ma— 
ſchinenpark ſtändig auszubauen und zu verbeſſern, um den er⸗ 
höhten Anforderungen an die Leiſtungskraft gewachſen zu ſein. 
Die modernſten Maſchinen ſind aber nicht das alleinige Mittel 
zur Erzielung von Höchſtleiſtungen, ſondern mit der techniſchen 
Ausrüſtung der Betriebe muß auch die Leiſtungsfähigkeit der in 
den Betrieben arbeitenden Menſchen Schritt halten. Tüchtige 
Facharbeiter und Werkmeiſter, vorzüglich ausgebildete Kräfte für 
die ſonſtigen mannigfachen Aufgaben der Induſtriebetriebe ſind 
ebenſo wichtig wie eine neuzeitliche maſchinelle Betriebsapparatur. 

Die Induſtrie des Reichsgaues Danzig⸗Weſtpreußen hat ſeit 
der Eingliederung des Gaugebietes in das Reich nur in ſehr 
beſchränktem Umfange Gelegenheit gehabt, neue Maſchinen zu 
beſchaffen, weil die ſeit Kriegsausbruch verſchärft durchzuführende 
Rohſtoffbewirtſchaftung und der auf Kriegsaufgaben ausgerichtete 
Einſatz der Arbeitskräfte unvermeidbare Beſchränkungen auf⸗ 
erlegte. Dieſe Beſchränkungen behindern den Ausbau des einzel⸗ 
nen Betriebes und die Geſamtinduſtrialiſierung des Reichsgaues 
bis zu einem beſtimmten Grade. Anbehindert ſind jedoch die 
Betriebe auf dem Gebiete der Berufsertüchtigung der Gefolg⸗ 
ſchaften. Dieſe Aufgabe kann in Angriff genommen und beſonders 
gefördert werden, bis die techniſche Vervollſtändigung der Be⸗ 
triebseinrichtungen nach der Beendigung des Krieges eingeleitet 
werden kann. Wenn auch die Wechſelwirkung zwischen modern 
ausgerüſteten Betrieben und der auf rationelle Arbeitsmethoden 
ausgerichteten Berufsausbildung nicht beſtritten werden foll, fo 
darf dieſe Erkenntnis nicht überſehen, daß bei der Berufsausbil⸗ 
dung zunächſt größter Wert auf die Suyſtematik der Ausbildung 
gelegt werden muß. Die Grundlagen einer planmäßi⸗ 
gen Berufsausbildung können auch während des Krieges ge- 
ſchaffen werden, weil es ſich um Vorarbeiten für ſpätere Ent⸗ 
wicklungen handelt. Der Anſchluß an neuzeitliche Anforderungen 
laßt fih viel leichter gewinnen, wenn die Grundlagen vorhanden 
ſind, auf denen weitergebaut werden kann. 


Die Induſtrie⸗Abteilung der Wirtſchaftskammer Danzig⸗ 
Weſtpreußen hat in dieſen Tagen den Betriebsführern der Dan- 
zig⸗Weſtpreußiſchen Induſtriebetriebe eine „Sonderausgabe“ des 
Nachrichtendienſtes zugehen laſſen, die ſich mit dem Rüſtzeug für 
eine planmäßige induſtrielle Berufsausbildung befaßt. In einem 
Vorwort zu der „Sonderausgabe“ bringt Präſident Dr. 
Mohr in feiner Eigenſchaft als Leiter der Induſtrie⸗Abteilung 
zum Ausdruck, daß das Intenſivieren der Berufsausbildung wäh- 
rend des Krieges in ſpäteren Jahren die beſten Früchte reifen 
laſſen wird. In den einleitenden Betrachtungen der „Sonderaus⸗ 
gabe“ wird die „Induſtrielle Berufsausbildung als ein wichtiger 
Grundſtein zum Wirtſchaftsausbau im Reichsgau Danzig⸗Weſt⸗ 
preußen“ behandelt, und es wird betont: Die Ausbildung eines 
leiſtungsfähigen induſtriellen Nachwuchſes kann nicht von einer 
Stelle allein vertreten werden, denn Aufgabeſtellungen, welche 
die Geſamtheit des Volkes angehen, ſind nur durch Gemein⸗ 
ſchaftsleiſtungen zu bewältigen; im induſtriellen Sektor der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft ſind deshalb als entſcheidende Faktoren die 
Neichswirtſchaftskammer, die Arbeitsgemeinſchaft der Induſtrie⸗ 
und Handelskammern, die Reichsgruppe Induſtrie, das Reichs⸗ 
inſtitut für Berufsausbildung in Handel und Gewerbe, die 
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Reichsjugendführung und die Deutſche Arbeitsfront anzufehen, 
welche in ihrem Bereich die grundſätzlichen Richtlinien gemeinſam 
beitinmen. Im Bereich der Wirtſchaftskammer Danzig⸗Weſt⸗ 
preußen werden die Arbeiten auf dem Gebiet der induſtriellen 
Berufsausbildung getragen durch die „Abteilung Berufserziehung 
und Leiſtungsſteigerung der Induſtrie- und Handelskammer“ und 
die Induſtrie⸗Abteilung der Wirtſchaftskammer. Der Induſtrie⸗ 
Abteilung ſtehen als Träger der induſtriellen Berufsausbildungs⸗ 
arbeiten die „Obleute für Qualitätsarbeit“ und die „Beauftrag⸗ 
ten für induſtrielle Berufsausbildung“ ſowie der Arbeitskreis 
der betrieblichen Ausbildungsleiter zur Verfügung. Dieſe Per⸗ 
ſönlichkeiten entſtammen den verſchiedenſten Betriebsbereichen und 
verfügen je nach ihrer Stellung im Betrieb über beſtimmte Er⸗ 
fahrungen in der praktiſchen Berufsausbildung. 

Die „Sonderausgabe“ des Nachrichtendienſtes der Induſtrie⸗ 
Abteilung über die „Induſtrielle Berufsausbildung“ iſt dazu 
beſtimmt, den erfahrenen Berufsausbildungskräften in den Be⸗ 
trieben als Leitfaden zu dienen und den Unternehmungen, 
die bisher der Berufsausbildung noch nicht die erforderliche Be⸗ 
achtung ſchenkten, die elementaren Grundlagen der Berufsaus- 
bildung zu vermitteln. 

Die „Sonderausgabe“ dient der Abgrenzung der Begriffe 
Lehrberuf und Anlernberuf. Es iſt eine umfangreiche Liſte der 
Lehr⸗ und Anlernberufe abgedruckt. Behandelt werden außer⸗ 
dem: Lehrbefugnis. Ausbildungsbetrieb, Lehrherrnſtammrolle, 
Stätten der Berufsausbildung in den Induſtriebetrieben (Lehr⸗ 
werlitatt, Gemeinſchaftslehrwerkſtatt, Lehrecke), Organe der Be- 
triebsbetreuung, und es wird ein Überblick über die anerkannten 
Ausbildungsunterlagen gegeben, denen viele Einzelheiten über 
die Facharbeiterausbildung, die Ausbildung als Ingenieur, die 
Ausbildung als Lehrmeiſter und Ausbilder folgen. 

Es iſt nur zu wünſchen, daß die erſte Materialſammlung 
in Form der „Sonderausgabe“ des Nachrichtendienſtes der In⸗ 
duſtrie⸗Abteilung der Förderung der Berufsausbildung in den 
Induſtriebetrieben wertvolle Dienſte leiſtet, damit das geſteckte 
Ziel erreicht wird: Leiſtungsſteigerung der Induſtriebetriebe durch 
Leiſtungsertüchtigung der Gefolgſchafken! 


Überwachung der Berufsausbildung in den Betrieben 


Von allen zur Überwachung und Betreuung der Berufs⸗ 
erziehung zuſtändigen Stellen wird immer wieder betont, daß 
die erſte Vorausſetzung für eine erfolgreiche Ausbildung eine 
abfolute Planmäßigkeit im Ausbildungsgang iſt. In vielen Fällen, 
bei denen Mißerfolge in der Lehrabſchlußprüfung zu verzeichnen 
waren, konnte eindeutig feſtgeſtellt werden, daß die Lehrlinge 
nicht planmäßig ausgebildet waren, d. h. insbeſondere, daß man 
es mehr dem Zufall überließ, ob der Lehrling in ſämtlichen, für 
ſeinen Beruf notwendigen Abteilungen beſchäftigt wurde und 
ſich hierbei die Fertigkeiten und Kenntniſſe, die ſein Berufsbild 
als notwendig bezeichnet, aneignen konnte. 

Es iſt dringend notwendig, daß für jeden Lehrling ſorgfältig 
Perſonalakten geführt werden, und daß ſich hierbei insbeſondere 
Nachweiſe über den Gang der beruflichen Ausbildung befinden. 
Die Überwachung des Ausbildungsganges und der Entwicklung 
des Lehrlings läßt ſich am beſten durchführen, wenn für jeden 
Lehrling eine ſogenannte Lehrlingskarte geführt wird. Die In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammer hält derartige Lehrlingskarten ſowohl 
für gewerbliche, wie auch für kaufmänniſche Lehrlinge vorrätig. 
Sie können gegen Erſtattung der Selbſtkoſten von der Dienſt⸗ 
ſtelle, Ketterhagergaſſe 11—12, bezogen werden. 
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Einstellung von Lehrlingen und Anlernlingen 


Bei der Einſtellung von Lehrlingen und Anlernlingen 
arbeiten, die Arbeitsämter eng zuſammen mit den Induſtrie⸗ und 
Handelskammern. Die Induſtrie⸗ und Handelskammer erhält 
Unmittelbar von den Arbeitsämtern die Zuweiſungskarte für 
jeden Jugendlichen überſandt, die fie erft dann an den Betriebs⸗ 
führer abgibt, wenn die Anmeldung des Lehrlings zur Lehr⸗ 
lingsrolle erfolgt iſt. Die Zuweiſungsbeſcheinigung iſt für jeden 
Betriebsführer die einzige Legitimation dafür, daß eine ord⸗ 
nungsgemäße Arbeitsvermittlung vorgenommen worden iſt. Sie 
iſt daher für jeden Betriebsführer außerordentlich wichtig. 


Durch die Überſendung der Zuweiſungsbeſcheinigungen er» 
hält mithin die Induſtrie⸗ und Handelskammer in jedem einzel⸗ 
nen Falle Kenntnis von der Einſtellung eines Lehrlings oder 
Anlernlings. Erfolgt nun nicht binnen 4 Wochen nach dem Ein⸗ 
ſtellungstermin die Anmeldung zur Lehrlingsrolle, ſo muß ange⸗ 
nommen werden, daß der betreffende Betriebsführer ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen gegenüber dem Lehrling und der Induſtrie⸗ und 
Handelskammer nicht nachkommt. Er macht ſich dadurch evtl. 
ſtrafbar und dem Lehrling gegenüber ſchadenerſatzpflichtig, da 
die Induſtrie⸗ und Handelskammer eine verſpätete Anmeldung 
zurüdweiſen kann mit der Folge, daß der Jugendliche ſpäter 
zur Lehrabſchlußprüfung nicht zugelaſſen wird. 


Die Induſtrie⸗ und Handelskammer muß leider in vielen 
Fällen feſtſtellen, daß der Anmeldung der Lehrlinge nicht die 
erforderliche Aufmerkſamkeit zugewandt wird. Wir machen des⸗ 
halb die Betriebsführer noch einmal beſonders auf diefe Beſtim⸗ 
mung bei der Einſtellung von Lehrlingen und Anlernlingen auf⸗ 
merkſam und empfehlen ihnen dringend, zur Vermeidung unane 
genehmer Folgerungen die Anmeldungen ſtets pünktlich und in 
der vorgeſchriebenen Weiſe vorzunehmen. Weiter müſſen auch 
Veränderungen im Beſtand des Lehr- oder Anlernverhältniſſes 
unverzüglich der Kammer mitgeteilt werden. Auch hier kommt 
es ſehr oft vor, daß Lehrlinge noch in der Lehrlingsrolle geführt 
werden, während ſie in Wirklichkeit längſt aus dem Betrieb aus⸗ 
geſchieden, zur Wehrmacht einberufen oder aus ſonſtigen Gründen 
das Lehrverhältnis beendet haben. Auch auf dieſe Beſtimmungen 
werden die Betriebsführer noch einmal ausdrücklich hingewieſen. 


Prüfungstermin beachten! 


Für diejenigen Lehrlinge, die bis Ende April 1942 ihre 
Lehrzeit beenden, rückt der Prüfungstermin näher. Es iſt Pflicht 
jedes Lehrlings, an dieſen Prüfungen teilzunehmen und dadurch 
zu beweiſen, daß er ſich zur Leiſtungsgemeinſchaft aller Deutſchen 


bekennt. Ebenſo iſt es Pflicht der Betriebsführer, den Lehrlingen 
die Teilnahme an der Prüfung zu ermöglichen und ihre Anmel⸗ 
dung rechtzeitig zu vollziehen. Bei der Überlaftung unferer Dienſt⸗ 
ſtellen können grundſätzlich verſpätete Anmeldungen nicht mehr 
berückſichtigt werden und haben zur Folge, daß die Lehrlinge 
bis zur Herbſtprüfung 1942 zurückgeſtellt werden müſſen. Wir 
bitten daher alle Betriebsführer, die Anmeldevorſchriften beſon⸗ 
ders ſorgfältig zu beachten. 


Lest die „Danziger Wirtschaftszeilung« 


Anmeldung zu den Kaufmannsgehilfenprüfungen 
und Facharbeiterprüfungen Frühjahr 1942 


Die nächſten Kaufmannsgehilfenprüfungen und die 
Induſtriefacharbeiterprüfungen der Induftrie und Han- 
delskammer Danzig⸗Weſtpreußen finden in den Mo⸗ 
naten Januar bis März 1942 ſtatt. Zu der Prüfung 
werden zugelaſſen: 

1. Alle kaufmänniſchen Lehrlinge der Induſtrie, des 
Groß: und Einzelhandels, des Bank-, Verſiche⸗ 
rungs- und Verkehrsgewerbes; 

2. alle gewerblichen Lehrlinge, die in einem aner⸗ 
kannten induſtriellen Lehrberuf ausgebildet werden. 

„Vorausſetzung für die Prüfung iſt die Eintragung 

in die Lehrlingsrolle der Induſtrie⸗ und Handelskam⸗ 

mer und die Beendigung der im Berufsbild feſtge⸗ 

letzten Lehrzeit bis zum 30. April 1942. 

Die Teilnahme an den Prüfungen iſt Pflicht. Die 
Lehrfirmen ſind verpflichtet, ihre Lehrlinge zur Ab⸗ 
legung der Prüfung anzuhalten und ihnen die erfor⸗ 
derliche Zeit zu gewähren. Die Anmeldungen zu den 
Prüfungen haben durch die Lehrbetriebe auf beſonderen 
Vordrucken zu erfolgen, die bei der Kaſſe der In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammer, Danzig, Ketterhager⸗ 
gaſſe 11/12, koſtenlos erhältlich find. Der Anmeldung jind 
die im Vordruck verzeichneten Unterlagen beizufügen. 

Die Meldungen müſſen bis ſpäteſtens 15. Dezember 
1941 bei der Induſtrie- und Handelskammer, Abtei- 
lung Berufserziehung, Danzig, Ketterhagergaſſe 11—12, 
eingereicht werden. Die Verletzung der Meldefriſt hat 
die Zurückſtellung bis zur Herbſtprüfung zur Folge. 

Danzig, den 25. November 1941. 

Industries und Handelskammer Danzig⸗Weſtpreußen 


Poſtverkeht 


Weihnachtsſendungen frühzeitig zur Poſt geben 


Die Deutſche Reichspoſt empfiehlt dringend, Weihnachts⸗ 
paketſendungen und ⸗päckchen möglichſt ſchon in der erſten Dezem⸗ 
berwoche, ſpäteſtens aber bis Ende der zweiten Dezemberwoche 
einzuliefern. Wenn Pakete nicht vor dem Feſt geöffnet werden 
ſollen, wird angeraten, auf ihnen zu vermerken: „Erſt Weihnach⸗ 
ten öffnen“. Wer ſeine Sendung nicht ſpäteſtens bis Ende der 
zweiten Dezemberwoche einliefert, kann nicht damit rechnen, daß 
fie rechtzeitig zum Felt zur Stelle it. Haltbare Verpackung und 
genaue Anſchrift ſind Vorbedingungen für richtige Überkunft. In 
jede Sendung iſt ein Doppel der Aufſchrift einzulegen. 


Gebührenermäßigung im Poſtſcheckdienſt 


Der Reichspoſtminiſter hat mit einer im Amtsblatt des 
Reichspoſtminiſteriums erſchienenen Verordnung zwei für die Poſt⸗ 
ſcheckteilnehmer wichtige Neuerungen eingeführt, die langjährige, 
immer wieder geäußerte Wünſche erfüllen. 

Vom 1. Dezember 1941 an fällt die Gebühr von 5 Rpf 
für die Briefe der Poſtſcheckteilnehmer an die Poſtſcheckämter 
weg. Die Briefe werden fortan gebührenfrei befördert, wenn 
dazu die bekannten gelben Poſtſcheckbriefumſchläge benutzt werden. 

Ferner ſind vom 1. Februar 1942 an Einzahlungen des 
Poſtſcheckteilnehmers auf ſein eigenes Poſtſcheckkonto gebührenfrei, 
wenn dafür beſondere Zahlkarten benutzt werden, die vom Poſt⸗ 
ſcheckamt zu beziehen ſind und vom Privatgewerbe nicht hergeſtellt 
werden dürfen. Für derartige Einzahlungen auf das eigene Konto 
werden an einen Poſtſcheckteilnehmer jährlich höchſtens 6 Hefte zu 
50 Zahlkarten abgegeben. In begründeten Ausnahmefällen kann 
der Poſtſcheckteilnehmer auf Antrag jährlich auch mehr als 
6 Hefte erhalten, fo z. B. eine Firma mit Zweiggeſchäften, die 
keine eigene Buchführung und kein eigenes Poſtſcheckkonto haben, 
wenn dieje Zweiggeſchäfte ihre Einnahmen auf das Poſtſcheck⸗ 
konto des Hauptgeſchäfts abführen wollen. Über alle Einzelheiten 
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werden die Poſtſcheckteilnehmer demnächſt durch Benachrichtigungs⸗ 
ſchreiben der Poſtſcheckämter unterrichtet. 


Poſtdienſt mit dem Bezirk Bialnſtok 

Zwiſchen dem Bezirk Bialyſtok einerſeits und dem Reids- 
gebiet (eingeſchloſſen das Elſaß, Lothringen, Luxemburg und das 
Protektorat Böhmen und Mähren) anderſeits iſt der allgemeine 
Poft- und Poſtzahlungsdienſt (auch für die Zivilbevölkerung) in 
beiden Richtungen zu innerdeutſchen Verſendungsbedingungen und 
Gebührenſätzen in folgendem Umfang aufgenommen bzw. er⸗ 
weitert worden: Zugelaſſen worden ſind gewöhnliche und einge⸗ 
ſchriebene Briefſendungen jeder Art einſchließlich der Päckchen 
(Nachnahme ift geſtattet), ferner Wertbriefe bis 1000 RM: 
Poſtanweiſungen; Zahlkarten aus dem Bezirk Bialyſtok und 
Zahlungsanweiſungen nach dem Bezirk Bialyſtok; außerdem 
auch der Poſtzeitungsdienſt und Bahnhofszeitungen. 

Der Zuſtelldienſt wird vorerſt nicht eingerichtet. Auf den 
Sendungen muß daher das Poſtamt angegeben werden, bei dem 
ſie abgeholt werden ſollen. Auch Eilzuſtellung iſt nicht zugelaſſen. 

Angenommen werden gewöhnliche Pakete und unverſiegelte 
Wertpakete leinſchließlich der dringenden) bis 5 Kilogramm ſowie 
verſiegelte Wertpakete bis 5 Kilogramm und 1000 RM Wert- 
angabe. Nachnahme iſt geſtattet. Die Pakete unterliegen dem 
Freimachungszwang. Die Gebühren für Pakete zwiſchen dem 
Reichsgebiet und dem Bezirk Bialyſtok betragen 60 Rpf, für 
Pakete innerhalb des Bezirks 30 Rpf. Für Wertpakete find neben 
den Paketgebühren die Wertangabegebühr und die Behandlungs- 
gebühr zu erheben. Da der Paketzuſtelldienſt (einſchließlich Eil⸗ 
zuſtelldienſt) vorerſt nicht eingerichtet wird, hat der Abſender 
Zuſtellgebühr nicht zu zahlen. 

Der Dienſtpoſtverkehr bleibt vorläufig noch beſtehen. Die 
Bezeichnung „Durch Deutſche Dienſtpoſt“ iſt — abgeſehen von 
Paketen und Päckchen — hierfür weiter erforderlich. Der Ver⸗ 
merk „Frei durch Ablöſung Reich“ iſt nicht zuläſſig. 
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Offentlicher Telegraphendienſt mit dem Bezirk Bialyſtok 


Zwiſchen dem Deutſchen Reich leinſchließlich Elſaß, Lothrin⸗ 
gen, Luxemburg, Protektorat Böhmen und Mähren) und dem 
Generalgouvernement einerſeits Towie dem Bezirk Bialyſtok ander- 
ſeits iſt der öffentliche Telegraphendienſt — zunächſt mit einer 
Anzahl Orte, über die die Poſtämter Auskunft geben — auf⸗ 
genommen worden. Zugelaſſen ſind zu den für das Reich gelten⸗ 
den Inlandsgebühren alle Telegrammarten mit den nach der 
Telegraphenordnung vorgeſehenen gebührenpflichtigen Dienſtver⸗ 
merken. Der öffentliche Telegraphendienſt des Bezirks Bialyſtok 
mit dem Ausland iſt noch nicht aufgenommen. 


Offentlicher Telegraphendienſt der Bezirke Bialyſtol 
und Lemberg 


Zwiſchen den Bezirken Bialyſtok und Lemberg einerſeits 
und allen nichtfeindlichen Staaten anderſeits iſt fortan der Tele⸗ 
grammaustauſch geſtattet. Die Zulaſſung gilt auch für den Dienſt 
mit Dänemark, den Niederlanden, Norwegen und Serbien ſowie 
— im Rahmen der erteilten Sondergenehmigungen — mit Bel⸗ 
gien und dem beſetzten Frankreich. 


Poſtanweiſungs⸗ und Zahlungsanweiſungsdienſt nach 
dem Gebiet des Generalpoſtlommiſſars Oſtland 


Im Rahmen der Deviſenbeſtimmungen iſt der Poſtanwei⸗ 
ſungs⸗ und Zahlungsanweiſungsdienſt vom Reich (einſchließlich 
Elſaß, Lothringen, Luxemburg und Protektorat Böhmen und 
Mähren) nach dem Gebiet des Generalpoſtkommiſſars Oſtland 
zu on innerdeutſchen Vorſchriften und Gebühren aufgenommen 
worden. 


nterabteilung Ambulantes Gewerbe 


— — 


Poſtdienſt mit Galizien 


Über die im Diſtrikt Galizien beſtehenden Poſtämter liegt 
bei den Amtsſtellen der Deutſchen Reichspoſt ein nach dem 
neueſten Stande berichtigtes Verzeichnis vor. Sendungen nach 
anderen Orten, dieſes Diſtrikts werden von der Beförderung 
nicht ausgeſchloſſen. Dienſtpoſtſendungen nach dem Diſtrikt Ga⸗ 
lizien haben in der Aufſchrift den Vermerk „Durch Deutſche 
Dienſtpoſt Often“ zu tragen. Für die Privatpoſt beſteht jetzt 
Zuſtellmöglichkeit. Dienſtpoſtſendungen müſſen dagegen abgeholt 
werden. 

Von und nach Galizien ſind allgemein zugelaſſen: Poſt⸗ 
karten, Briefe bis 1000 Gramm, Druckſachen bis 500 Gramm, 
Blindenſchriftſendungen bis 5 Kilogramm, Zeitungsdruckſachen bis 
1000 Gramm, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen 
je bis 500 Gramm, Einſchreibſendungen, Wertbriefe, Sendungen 
gegen Rückſchein, Eilſendungen, Poſtanweiſungen bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 2000 Zloty unter Berückſichtigung der Deviſen⸗ 
beſtimmungen, ferner Päckchen und Pakete an Wehrmachtdienſt⸗ 
ſtellen, deutſche Behörden, Parteidienſtſtellen und an reichsdeutſche 
Firmen und Treuhänder ſowie an die bei den genannten Be⸗ 
hörden uſw. bedienſteten reichsdeutſchen Perſonen. Päckchen und 
Pakete für Privat perſonen in Galizien find wegen der 
beſtehenden Beförderungsſchwierigkeiten vorläufig noch nicht zuge⸗ 
laſſen. Sämtliche Sendungen unterliegen den Bedingungen und 
Gebühren wie gleiche Sendungen nach dem Generalgouvernement. 
Zwiſchen dem Reichsgebiet und dem Diſtrikt Galizien wird der 
Zeitungsdienſt in demſelben Umfang und zu denſelben Bedin⸗ 
gungen wie nach dem übrigen Generalgouvernement, jedoch mit 
Ausnahme des Poſtzeitungsguts, aufgenommen. 


—— . ra 


Oeſchäftsſtelle: Danzig, Breitgaſſe 118 ! 
Fernruf: 233 02 


| dachgruppe l: Gewerbe nach Schanſtellerart 


Inſtandſetzung der Volksfeſtgeſchäfte 


Nach Beendigung der Volksfeſte nimmt der Schauſteller in 
den Wintermonaten die Erneuerung und Wusbelferung feiner 
Fahrgeſchäfte, Schaubuden, Schießhallen, Verkaufsgeſchäfte ſowie 
feiner Wohn- und Packwagen vor. 

Hierzu iſt größtenteils Material aus Holz ſowie aus Eiſen 
und Stahl notwendig. Alle Schauſteller, die derartiges Material 
benötigen, machen wir darauf aufmerkſam, daß Anträge auf 
Ausſtellung von Einkaufsſcheinen zum Bezuge von Nadelſchnitt⸗ 
holz und Zuteilung einer Kontrollnummer aus dem U⸗Kontingent, 
zum Bezuge von Gegenſtänden aus Eiſen und Stahl, baldmög⸗ 
lichſt zu ſtellen find. 

Vorſchriftsmäßige Antragsformulare ſind von der Wirt⸗ 
ſchaftskammer Danzig⸗Weſtpreußen, Unterabteilung Ambulantes 
Gewerbe, Danzig, Breitgaſſe 113, anzufordern. 


| Fuchgruppe II: Ambulanter Warenhandel | 


Weihnachtsbaumhandel 1941 


Allen Weihnachtsbaumkleinhändlern. die im Beſitze eines 
Marktausweiſes ſind, der zum Einkauf direkt vom Erzeuger be⸗ 
rechtigt, geben wir nachſtehend diejenigen Forſtperwaltungen im 
Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen bekannt, die in dieſem Jahr 
Weihnachtsbäume an den Kleinhandel abgeben: 


Konrad Hoene, Leeſen, Poſt Kokoſchken, Kreis Karthaus; 

R. Boelke, Mahlkau, Poſt Zuckau, Kreis Karthaus; 

Günter Modrow, Bonſcheck, Poſt Schöneck, Kreis Berent; 

v. Hindenburgſche Forſtverwaltung, Preußenwald, Kreis 
Roſenberg: 

v. Fallenhayn, Burg Belchau, Kreis Graudenz; 

v. Papart, Bonſtetten, Polt Firchau, Kreis Konitz: 

Gräfl. v. d. Goebenſche Fideikommis⸗Forſtverwaltung, Neu⸗ 
dörfchen, Kreis Marienwerder; 

Freiherr zu Inn und Knyphauſenſche Forſtverwaltung, 
Kalitten über Deutſch Eylau, Kreis Roſenberg; 

Dr. Freiherr v. Ketelhodt, Soßnow, Kreis Zempelburg: 

Gutsverwaltung Wirſa, Bolt Witoslaw, Kreis Wirſitz; 

Otto Modrow, Ferſenbrück, Poſt Schöneck (Danzig); 

Gerd Strübing, Stolno bei Gr. Lunau, Kreis Graudenz; 


Werner Modrow, Modrowshorſt, Poſt Schöneck, Kr. Berent; 

Freiherr v. Paleska, Swaroſchin, Kreis Dirſchau; 

Kuno Chonſe, Domäne Orle, Kreis Graudenz, Forſtverwal⸗ 

tung Karaſſek; 

Albert Hoene, Bortſch, Poft Hoppendorf, Kreis Karthaus; 

Schulz⸗Gora, Gora bei Hochſtüblau, Kreis Berent; 

Kurt v. Maerker, Altjahn b. Schmentau, Kr. Pr. Stargard; 

Gutsverwaltung Laskowitz, Kreis Schwetz a. d. W.; 

Gutsverwaltung Poledno, Poſt Terespol, Kreis Schwetz; 

Reinhold Graf v. Krockow, Krockow, Kreis Neuſtadt; 

v. Blücherſche Forſtverwaltung, Oſtrowitt, Kreis Neumark; 

Graf v. Limburg⸗Stirun, Eberspark bei Lobſens, Kr. Wirit; 

Freiherr v. Roſenberg, Hochzehren, Kreis Marienwerder; 

Curt Reichel, Parpacyn bei Gotterfeld, Kreis Kulm; 

v. Belowſche Gutsverwaltung, Rutzau, Kreis Neuſtadt; 

Staatsforſtamt Golau; 

Staatsforſtamt Mirchau; 

Staatsforſtamt Koſten; 

Staatsforſtamt Roſengrund; 

Staatsforſtamt Wirthy; 

Staatsforſtamt Wilhelmswalde; 

Staatsforſtamt Czersk; 

Staatsforſtamt Karthaus; 

Staatsforſtamt Runowo. 
Ohne Marktausweis ift jeder Ein- und Verkauf von Weihnachts⸗ 
bäumen verboten. Genehmigungen erteilt die Wirtſchaftsgruppe 
Ambulantes Gewerbe, Bezirksfachgruppe Ambulanter Maren: 
handel, Danzig, Breitgaſſe 113. — 


Anweiſung über den Handel mit Trockenbatterien 


In Nr. 19 der Fachgruppe vom 1. 10. 1941 wurde auf 
Seite 243 eine Gruppenleiteranordnung über den Handel mit 
Trockenbatterien veröffentlicht. Dieſe Anordnung iſt vielfach falſch 
ausgelegt worden, daher hat das Reichswirtſchaftsminiſterium 
nachſtehenden Erlaß herausgegeben: 

„Ich habe beobachtet, daß in zahlreichen Fällen die Abgabe 
von Trockenbatterien von der Hergabe eines Einkaufsſcheines ab- 
hängig gemacht wird. Ich weiſe aus dieſem Anlaß, wie bereits 
mit Erlaß vom 4. Auguft 1941 — I EM 8745/41 — geſchehen. 
nochmals darauf hin, daß Fabrikanten und Händler ihre Ab⸗ 
nehmer grundſätzlich in gleichem Umfange wie im Vorjahre zu 
beliefern haben und daß dort, wo Produktionskürzungen einge⸗ 
treten ſind, die Abnehmer in der Belieferung gleichmäßig zu 
kürzen ſind. Eine Bewirtſchaftung von Trockenbatterien findet in 
dieſem Jahre mithin nicht ſtatt. Den Landeswirtſchaftsämtern und 
ſonſtigen Stellen iſt daher die Ausſtellung von Beſcheinigungen 
zur Erlangung von Batterien unterſagt. 
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Zur Sicherung der Bedarfsdeckung einiger von mir ausge- 
wählten Bedarfsträger hat die Reichsſtelle für techniſche Erzeug⸗ 
niſſe mit meiner Zuſtimmung die Verteilungsſtelle für Anoden⸗ 
und Beleuchtungsbatterien ermächtigt, durch dieſe Bedarfsträger 
in beſtimmtem Umfange ſogenannte Einkaufsſcheine ausgeben zu 
laſſen, die zur bevorzugten Belieferung berechtigen. Ich ſtelle zur 
Vermeidung von Mißverſtändniſſen ausdrücklich feſt, daß die 
Belieferung dieſer Einkaufsſcheine durch die Fabrikanten und 
Großhändler im Rahmen der früheren Bezüge gemäß Abſatz 1 
dieſes Rundſchreibens zu erfolgen hat und daß die Einkaufsſcheine 
falten einen zeitlichen Vorrang in der Belieferung bezwecken 
ollen.“ 


Wie aus vorſtehendem Erlaß eindeutig hervorgeht, darf die 
Belieferung von Trockenbatterien nicht von der Hergabe von 
Einkaufsſcheinen abhängig gemacht werden. Die Einkaufsſcheine 
regeln lediglich die bevorzugte Belieferung beſonders wichtiger Be⸗ 
darfsträger zum Zwecke des Eigenbedarfs. 


Legitimationskarten beantragen! 


Wir weiſen unſere Mitglieder darauf hin, daß Anträge auf 
Ausſtellung von Legitimationskarten für das Kalenderjahr 1942 
möglichſt ſchon jetzt bei den zuſtändigen Polizeirevieren zu ſtellen 
ſind. Zur Beſchleunigung der Anträge iſt es zweckmäßig, wenn mit 
dem Antrag folgende Unterlagen vorgelegt werden: 

1. Die Legitimationskarte für das laufende Kalenderjahr, die 
nach Entgegennahme des Antrages ſofort wieder zurück⸗ 
gegeben wird, 

2. die Anmeldung zur Gewerbeſteuer, die Nachweiſe der Zu⸗ 
gehörigkeit zur Industrie- und Handelskammer und zur zu- 
ſtändigen Fachgruppe, die gleichfalls ſofort zurückgegeben 
werden, 

3. ein aufgezogenes Lichtbild, das nicht älter als fünf Jahre 
ſein darf und eine Kopfgröße von mindeſtens 1,5 Zenti⸗ 
meter haben muß. 

Die Legitimationskarte braucht bekanntlich jeder Handelsver⸗ 

treter, der außerhalb ſeines Geſchäftsſitzes arbeiten will. 


An unſere Mitglieder! 


Die nachſtehend genannten Fachuntergruppen unſerer Fach⸗ 
gruppe haben uns Rundſchreiben zur Verfügung geſtellt, in denen 
folgende Fachfragen behandelt werden: 


Fachuntergruppe Maſchinen 
Nr. 3/37 vom 3. November 1941 
Betr.: Einſatz im Oſten. 


Fachuntergruppe Eiſen⸗ und Metallwaren 
Nr. 11/69 vom 1. November 1941 
Betr.: 


1. Handelsvertreterproviſion bei der Lieferung 
von eiſernen Luftſchutzöfen. 

2. Zentralſtelle für Fabrikationsfragen bei zinn⸗ 
freien Konſervendoſen. 


Bericht über die Tagung der Bezirksgruppe Danzig⸗ 
Weſtpreußen⸗Oſtpreußen der Fachuntergruppe 
Serienmöbelinduſtrie am 3. 11. 1941 in Zoppot, 
Hotel Reichsadler 
Der Leiter der Bezirksgruppe Danzig⸗Weſtpreußen⸗Oſtpreu⸗ 

ßen der Fachuntergruppe Serienmöbelinduſtrie, Herr Direktor 

Spieß, hatte zum 3. v. M. die Mitgliedsunternehmungen zu der 

1. Bezirksgruppenverſammlung eingeladen. 

Die Bezirksgruppenverſammlung wurde durch den Leiter 
der Bezirksgruppe, Herrn Direktor Spieß, eröffnet, der die 
Behördenvertreter aufs herzlichſte begrüßte. Daraufhin ergriff 
Herr Direktor Spieß das Wort und berichtete über die allge⸗ 
meine Lage der Möbelinduſtrie im Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen. 

Es folgte ein Referat des Geſchäftsführers der Bezirks⸗ 
gruppe Danzig⸗Weſtpreußen⸗Oſtpreußen der Fachuntergruppe Se⸗ 
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Fachgruppe Handelsvertreter und Handelsmakler 


Danzig, Hundegasse 10, Zimmer 4—5, Geschäliszeit 9—1230 


Mitteilungen der Industrie-Abteilung 


Fachgruppe Ill: 
l Ambulanter Lebensmittelhandel 


Trennemulſion für Süßwarenherſteller 


Die von der Wirtſchaftsgruppe Ambulantes Gewerbe ge⸗ 
führten Verhandlungen mit der Hauptvereinigung hinſichtlich der 
Hergabe eines Trennemulſionkontingents für Süßwarenherſteller 
ſind nunmehr abgeſchloſſen. 

Den ambulanten Süßwarenherſtellern ſteht für die Zeit vom 
1. 10. 1941 bis 30. 9. 1942 eine beſtimmte Menge dieſes Er⸗ 
zeugniſſes zur Verfügung. Die Zuteilung erfolgt wie im Vorjahr 
durch eine Firma in Norddeutſchland. Intereſſierte Firmen wollen 
ſofort von der Wirtſchaftskammer Danzig⸗Weſtpreußen, Unter- 
abteilung Ambulantes Gewerbe, Danzig, Breitgaſſe 113, Antrags⸗ 
formulare anfordern. 


3. Bildung einer Marktgemeinſchaft Raſier⸗ 
klingen. 
4. Import⸗Handelsvertreter melden! 


Fachuntergruppe Tabakerzeugniſſe 
Nr. 31/78 vom 17. November 1941 
Betr.: Proviſion für Sonderauflagen der Zigarren⸗ 
induſtrie. 


Fachuntergruppe Nahrungs⸗ und Genußmittel 
Nr. 32/207 vom 10. November 1941 
Betr.: 1. Ausgabe von Gemüſekonſerven an Großver⸗ 

braucher (Krankenanſtalten und Heime, Er⸗ 
holungsanſtalten, Mütterheime, Erholungs- 
heime, Diätküchen uſw.) und Zuckerkranke. 

2. Richtlinien der Arbeitsgemeinſchaft des 
Kaffeehandels. 

3. Vorbereitungen für die Abgabe von Hülfen- 
früchten in der 31. Zuteilungsperiode. 


Da es nicht möglich iſt, jedem Mitglied unſerer Bezirksgruppe 
eine Abſchrift der Rundſchreiben zuzuſtellen, werden unſeren Mit- 
gliedern dieſe Rundſchreiben 


von der Bezirksuntergruppe Danzig 
in der Geſchäftsſtelle Danzig, Hundegaſſe 10, Zimmer 4/5 
(Beſuchszeit von 9 bis 12 Uhr), 

von der Bezirksuntergruppe Elbing 
in den Geſchäftsräumen des Leiters, Herrn Fritz Her⸗ 
mann, Elbing, Heilig⸗Geiſt⸗Straße 40, 

von der Bezirksuntergruppe Bromberg 
in den Geſchäftsräumen des Leiters, Herrn Karl Schimmel⸗ 
mann, Bromberg, Hermann⸗Göring⸗Straße 16, 

von der Bezirksuntergtuppe Bromberg, Zweigſtelle Thorn, 
in den Geſchäftsräumen des Verbindungsmannes, Herrn 
Franz Freining, Thorn, Hermann⸗Göring⸗Straße 14, 

zur Einſichtnahme vorgelegt. 


rienmöbelinduſtrie, Herrn Schmidt, über die Rohſtoffverſorgung 
der Serienmöbelinduſtrie im Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen⸗Oſt⸗ 
preußen. 

Der Geſchäftsführer der Fachuntergruppe Serienmöbelindu⸗ 
ſtrie, Berlin, Herr v. Zaſtrow, berichtete über die Durchführung 
der Anordnung V 338 der Reichsſtelle für Waren verſchiedener 
Art, die ſeit dem 1. Juli d. J. ebenfalls für den Reichsgau 
Danzig⸗Weſtpreußen und Oſtpreußen Gültigkeit hat. Ferner hielt 
Herr v. Zaſtrow ein ausführliches Referat über den Rund⸗ 
erlaß 387 des Reichswirtſchaftsminiſteriums vom 25. 7. 1941 
betr. Bedarfsbeſcheinigungen. 

Es folgten angeregte Diskuſſionen, und die Mitgliedsunter⸗ 
nehmungen wurden auch ſeitens des Landeswirtſchaftsamtes über 
das Bedarfsſcheinſyſtem genaueſtens unterrichtet. 


Die Arbeitstagung wurde von Herrn Direktor Spieß mit 
einer Führerehrung geſchloſſen. 


| Unterabteilung Groß-, Ein- und Ausfuhrhandel | 


Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung 

Verſorgung der Landwirtſchaft mit Stacheldraht 

Durch Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters vom 10. Novem- 
ber 1941 ift Stacheldraht für die Verſorgung der Landwirtſchaft 
für Weideeinzäunungen freigegeben worden. Wir bitten daher die 
Firmen, die Liſte „Handelsware aus Eiſen und Stahl“ im 
Teil IC la entſprechend abzuändern. Die Aufnahme in die Lifte 
„Handelsware aus Eiſen und Stahl“ erfolgt jedoch mit dem 
Zuſatz „Nur für Weideeinzäunungen“. Zu anderen Verwendungs⸗ 
zwecken darf alſo Stacheldraht nicht bezogen werden. Er bleibt 
lediglich denjenigen Handelsfirmen vorbehalten, zu deren Kunden⸗ 
kreis Landwirte gehören. 


Eiſen⸗ und Stahlbewirtſchaftung 

Wb⸗HR⸗Kontingent IV. Quartal 1941 

Das uns zur Verfügung ſtehende Kontingent für das 
IV. Quartal 1941 iſt reſtlos verteilt und bereits abgerechnet. 
Wir bitten daher, von Antragen auf Zuteilung bzw. Anfragen 
abzuſehen. Die Dauer der Gültigkeit der Kontrollnummern des 
IV. Quartals 1941 iſt bereits in früheren Mitteilungen verſchie⸗ 
dentlich bekanntgegeben worden. Sobald die Geſamtmenge feſt⸗ 
ſteht, die wir für das I. Quartal 1942 erhalten, werden wir 
ſofort an die Aufteilung herangehen, ſo daß ſich für den Einzel⸗ 
handel eine beſondere Meldung an uns erübrigt. 

Sofern die Gebühr von 1.— RM für die einzelne Zuteilung 
9 nicht beglichen ſein ſollte, bitten wir um Zahlung dieſes 

etrages. 


Höchſtpreiſe für Heringstonnen 

Der Reichsſtatthalter in Danzig⸗Weſtpreußen — Preisbil⸗ 
dungsſtelle — hat durch Beſcheid vom 14. November 1941 
Höchſtpreiſe für gebrauchte Heringstonnen feſtgeſetzt, die für den 
Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen Gültigkeit haben. Die Preis 
betragen für / Tonne 3,75 RM, für ½ Tonne 3, RM. 


Preisanordnung des Reichsſtatthalters 

Die Preisbildungsſtelle des Reichsſtatthalters in Danzig⸗Weſt⸗ 
preußen hat eine Anordnung über höchſtzuläſſige Handelsaufſchläge 
für den Verkauf von Schuhmacher⸗ und Sattlerbedarfsartikeln in 
der Großhandelsſtufe vom 10. November 1941 herausgegeben. 
Dieſe Anordnung iſt in dem Verordnungsblatt des Reichsſtatt⸗ 
halters in Danzig⸗Weſtpreußen Nr. 74 vom 20. November 1941 
veröffentlicht. Die Handelsaufſchläge ſind in einer Anlage zu 
dieſer Verordnung bekanntgegeben worden. Wir weiſen unſere 
Mitgliedsfirmen ausdrücklich auf dieſe Tatſache hin. 


Durchführung des § 22 KWVO 


Wir erhalten laufend von hieſigen Firmen Anfragen dar⸗ 
über, wann die Ergänzungsbogen zu den neuen Formularen zur 
Verfügung ſtehen. Andere fordern wieder diefe Ergänzungsbogen 
direkt von uns an. Wir weiſen nochmals ausdrücklich darauf hin, 
daß unſere Firmen ohne beſondere Aufforderung das notwendige 
Material direkt zugeſtellt erhalten, ſo daß ſich eine beſondere 
Anfrage oder Anforderung erübrigt. Wir werden außerdem noch 
zur gegebenen Zeit unſere Mitgliedsfirmen darüber verſtändigen, 
welche Termine einzuhalten ſind und was im Zuſammenhang mit 
dieſer Angelegenheit beſonders beachtet werden muß. Die Bear⸗ 
beitung des Materials iſt von uns noch nicht abgeſchloſſen. Die 
Firmen müſſen alſo die Herausgabe der einzelnen Richtzahlen für 
die verſchiedenen Branchen noch abwarten, um den Einlagebogen 
überhaupt ausfüllen zu können. Wir empfehlen daher, weitere 
Mitteilungen an dieſer Stelle zu beachten. 

Selbſtverſtändlich darf dieſe Mitteilung nicht dazu führen, 
daß ſich die einzelnen Firmen mit den Einlagebogen überhaupt 
nicht befaſſen. Das gelbe Formular ift fämtlihen Firmen bereits 
durch die Wirtſchaftsgruppe Groß-, Ein» und Ausfuhrhandel 
direkt zugeſtellt worden. Es würde ſich immerhin empfehlen, wenn 
die einzelnen Firmen ſich jetzt ſchon mit der Beantwortung der 
dort geſtellten Fragen befaſſen, da der Ergänzungsbogen lediglich 
eine Fortſetzung des gelben Erklärungsformulars iſt. Das gelbe 
Erklärungsformular wird alſo unabhängig von dem Ergänzungs⸗ 
bogen ausgefüllt werden können. 


Bezugs berechtigungen 5 

Die gegebenen Weiſungen für die Behandlung von Bezugs⸗ 
berechtigungen, die die Ernährungsämter A an die Wehrmacht, 
Schutzgliederungen, Neihsarbeitsdienit (weibliche Jugend), Ar- 
beitsgemeinſchaftsläger und Wachmannſchaften ausgeſtellt haben, 
werden von den Lieferfirmen in vielen Fällen noch immer nicht 
genügend beachtet: 

Wir bitten daher, folgendes zu beachten: 


Lieferanten (Großhändler, Herſteller oder Einzelhändler) 
haben ſtets nach der Belieferung die Bezugsberechtigung den Er⸗ 
nährungsämtern, Abt. A, zur Umwandlung in einen Bezugſchein 
oder, wenn es ſich um mehrere Bezugsberechtigungen handelt, 
zur Umwandlung in einen Sammelbezugſchein wieder vorzulegen. 
Erſt auf Grund dieſer Bezugſcheine kann eine Marenergänzung 
vorgenommen werden. 

Es iſt alſo nicht zuläſſig, daß, wie dies beiſpielsweiſe bei 
der Anforderung von Großbezugſcheinen für Kunſthonig und 
Schokolade verſchiedentlich gehandhabt worden iſt, die Bezugs⸗ 
ausweiſe zuſammen mit anderen Bezugſcheinen dem Landesernäh⸗ 
rungsamt, Abt. A, zur Umwandlung in einen Großbezugſchein 
eingereicht werden. Erſt nach Umwandlung derartiger Bezugsaus⸗ 
weiſe in einen Bezugſchein oder Sammelbezugſchein iſt es mög⸗ 
lich, daß dieſe zur Lagerergänzung benutzt werden. Die ausge⸗ 
ſtellten Bezugſcheine oder Sonderbezugſcheine find ſtets einem 
Herſteller direkt zur Belieferung einzureichen. 

Für Herſtellerfirmen, die eine Belieferung auf Grund einer 
Bezugsberechtigung vornehmen, iſt dieſes ebenfalls keine Abrech⸗ 
nungsgrundlage. Sie haben gleichfalls die Bezugsberechtigung 
durch das zuſtändige Ernährungsamt, Abt. A, in einen Bezug⸗ 
ſchein bzw. Sammelbezugſchein umwandeln zu laſſen und die Be⸗ 
zugſcheine geſondert aufzubewahren. 

Die Ernährungsämter, Abt. A, haben in allen Fällen die 
Bezugsberechtigungen den Antragſtellern zuſammen mit den aus⸗ 
geſtellten Bezugſcheinen wieder auszuhändigen. 


Umänderung von Marmeladegroßbezugſcheinen 
in Kunſthoniggroßbezugſcheine 

In Ergänzung der Mitteilungen über Lieferung von Kunſt⸗ 
honig ſtatt Marmelade wird auf folgendes hingewieſen: 

Verſchiedene Großhändler reichen dem Gartenbauwirtſchafts⸗ 
verband gleichzeitig mit den Brotaufſtrichsmittelbezugſcheinen auch 
Bezugſcheine für Kunſthonig ein. Dies iſt unzuläſſig. Die Groß⸗ 
händler haben die von den Einzelhändlern vereinnahmten Be⸗ 
zugſcheine über Kunſthonig nach wie vor ausſchließlich dem für 
ſie zuſtändigen Ernährungsamt mit einer aufgerechneten Liſte und 
19 5 Antrag auf Erteilung eines Großbezugſcheines einzu 
reichen. 

Die Großhändler werden gebeten, dies zur Vermeidung un⸗ 
en Schriftwechſels für die Folge genaueſtens zu be- 
achten. 


Bewirtſchaftung von Zuckerwaren 

Die Verteilung von Zuckerwaren iſt vorläufig nur zwiſchen 
Verbraucher und Einzelhändler in der Weiſe geregelt, daß der 
Einzelhändler jedem Verbraucher nur gegen Kartenabſchnitt oder 
gegen Abſtempelung eines beſtimmten Kartenfeldes ein beſtimm⸗ 
tes Quantum Zuckerwaren verabfolgen darf. Einzelhändler ſind 
nach wie vor bis auf weiteres berechtigt, die beantragten Zucker⸗ 
waren vom Großhändler oder Herſtellerfirmen, Großhändler von 
Herſtellerfirmen nach freier Wahl ohne Bezugſchein zu beziehen. 
Die Ernährungsämter ſind bis auf weiteres nicht berechtigt, 
Pain oder Einzelhändlern für Zuckerwaren Bezugſcheine zu er- 
eilen. 


Anzeigen helfen kaufen und verkaufen! 


Surol 
Wein- Essig 
Ceka- Essig 
Komet-Essig 


Essiggemüse 
Gemüse-Salate 
Kühne-Senfwürze 


Eu 
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Unierabteilung Einzelhandel 


Geſchäftsſtelle: Danzig, 
Hundegaſſe 10 Fernruf: 21241 


Die Berufsausbildung der nichtdeutſchen Jugendlichen 

im Reichsgau Dauzig⸗Weſtpreußen 

Bei vielen Betriebsführern herrſcht immer noch Unklarheit 
darüber, wie ſie ſich bei der Einſtellung von Lehrlingen und 
Anlernlingen zu verhalten haben, deren Volkszugehörigkeit nicht 
eindeutig geklärt iſt. Die Volkstumsfragen ſind durch die Gau⸗ 
leitung abſchließend geregelt. Hieraus ergibt ſich für die Einſtel⸗ 
lung von Jugendlichen folgendes: 

1. Deutſche Jugendliche, die durch die Arbeitsämter in 
Lehr⸗ oder Anlernverhältniſſe eingewieſen werden, bekommen 
einen Lehr⸗ bzw. Anlernvertrag. Der Vertrag iſt unter Be⸗ 
nutzung der bei der Induſtrie⸗ und Handelskammer erhältlichen 
reichseinheitlichen Muſter abzuſchließen. 

Als deutſche Jugendliche im Sinne dieſer Beſtimmung gelten 
auch alle Jugendlichen, die in die deutſche Volksliſte eingetragen 
ſind. Den deutſchen Jugendlichen gleichgeſtellt werden ferner die⸗ 
jenigen, die eine amtliche Beſcheinigung vorlegen können, nach der 
ſie ſich nicht zum Polentum bekennen. 

Dieſe vorſtehende Regelung gilt auch dann, wenn die Ju⸗ 
gendlichen zunächſt als Lehrarbeiter eingeſtellt waren und erſt 
nachträglich über ihre Volkszugehörigkeit im obigen Sinne ent⸗ 
ſchieden iſt. Die bisherigen Lehrarbeitsverhältniſſe werden alſo 
unter Anrechnung der bisher verbrachten Ausbildungszeit in ord⸗ 
nungsgemäße Lehrverhältniſſe umgewandelt. 

2. Jugendliche der ſogenannten Zwiſchenſchicht, das ſind ins⸗ 
beſondere die kaſchubiſchen Jugendlichen, werden nicht als Lehr⸗ 
linge, ſondern als Lehrarbeiter eingeſtellt. Beſtehen Zweifel dar⸗ 
über, zu welcher Gruppe der Jugendliche zu rechnen iſt, ſo iſt 
das zuſtändige Arbeitsamt um eine Auskunft zu bitten, die von 
dort im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Hoheitsträger der 
NSDAP. gegeben wird. Der Unternehmer ift daher nicht gebun⸗ 
den, weitere Nachforſchungen nach der Volkszugehörigkeit der 
Jugendlichen anzuſtellen. | j 

Die Lehrarbeitsverträge find ebenfalls bei der Induſtrie⸗ und 
Handelskammer anzufordern. Die Ausbildung dieſer Jugendlichen 
muß auf die reichseinheitlichen Unterlagen (Berufsbilder, Berufs⸗ 
bildungsplan, Prüfungsanforderungen) abgeſtellt werden. Die Ab⸗ 
nahme von Prüfungen zum Abſchluß der Ausbildung bleibt vor⸗ 
behalten. Nach beendeter Lehrarbeitszeit wird dem Jugendlichen 
eine entſprechende Beſcheinigung durch den Unternehmer ausge⸗ 
ſtellt. Sie erhalten dann den Facharbeiterlohn entſprechend den 
geltenden Tarifordnungen unter Vornahme der geſetzlich vorge⸗ 
ſehenen Kürzungen. 

3. Mit einwandfrei polniſchen Jugendlichen iſt kein Ausbil⸗ 
dungsverhältnis abzuſchließen. Sie werden nur als Hilfsarbeiter 
beſchäftigt. Eine beſondere Regelung, über die die Arbeitsämter 
auf Anfrage Auskunft geben, gilt nur für die Kreiſe Rippin 
und Leipe. 


Urlaub und freier Nachmittag 
der kaufmänniſchen Lehrlinge 
Wie die Induſtrie⸗ und Handelskammer an einer Reihe von 
Anfragen erſieht, beſteht bei den Betriebsführern Unklarheit über 
die Dauer des zu gewährenden Urlaubs ſowie über die Anſprüche 
der Jugendlichen hinſichtlich der Gewährung eines freien Nach⸗ 
mittags. Wir weiſen daher auf die nachfolgende geſetzliche Rege⸗ 
lung hin. Der Urlaubsanſpruch der Jugendlichen iſt im 8 21 
10 eee verankert. Dieſe Beſtimmung lautet wie 
folgt: 
„Ss 21 


Urlaub 

(1) Der Betriebsführer hat jedem Jugendlichen für jedes 
Kalenderjahr, in dem er länger als drei Monate ohne Unter» 
brechung des Lehr⸗ oder Arbeitsverhältniſſes bei ihm tätig ge⸗ 
weſen iſt, unter Fortgewährung der Erziehungsbeihilfe oder des 
Lohnes Urlaub zu erteilen. Die Pflicht zur Urlaubserteilung 
beſteht nicht, ſoweit dem Jugendlichen für das Kalenderjahr 
bereits von einem anderen Betriebsführer Urlaub gewährt wor⸗ 
den iſt. Sie entfällt, wenn der Jugendliche durch eigenes Ver⸗ 
ſchulden aus einem Grunde entlaſſen wird, der eine friſtloſe 
Kündigung rechtfertigt, oder wenn er das Lehr⸗ oder Arbeits⸗ 
verhältnis unberechtigt vorzeitig löſt. 

(2) Der Urlaub iſt nach Möglichkeit zuſammenhängend in 
der Zeit der Berufsſchulferien und in der Zeit eines Lagers oder 
einer Fahrt der Hitlerjugend zu erteilen. Er iſt ſpäteſtens bis 
zum 31. März des folgenden Jahres zu gewähren. Die Mindeſt⸗ 
dauer des Urlaubs beträgt für Jugendliche unter 16 Jahren 
15, für Jugendliche über 16 Jahre 12 Werktage. Sie erhöht ſich 
auf 18 Werktage, wenn der Jugendliche mindeſtens 10 Tage an 
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einem Lager oder einer Fahrt der Hitlerjugend teilnimmt. Mab- 
gebend für die Arlaubsdauer iſt das Alter des Jugendlichen bei 
Beginn des Kalenderjahres. 

(3) Während des Arlaubs darf der Jugendliche keine dem 
Urlaubszwed widerſprechende Erwerbsarbeit leiſten.“ 

Es wird beſonders auf die Anrichtigkeit der hier und da 
vertretenen Auffaſſung hingewieſen, daß den Jugendlichen neben 
dem normalen Urlaub noch regelmäßig ein Sonderurlaub zur 
Teilnahme an einem Lager oder einer Fahrt der Hitlerjugend 
zu gewähren iſt. Die Rechtslage iſt eindeutig in vorſtehendem 
Abſatz 2 des 8 21 geregelt. Die geſetzliche Regelung hinſichtlich 
der Gewährung eines freien Nachmittags iſt im 8 17 des Jugend⸗ 
ſchutzgeſetzes enthalten. Dieſe Beſtimmung lautet wie folgt: 


178 17 
Frühſchluß vor Gonn- und Feiertagen 

(1) An den Sonnabenden und den Tagen vor dem Weih- 

nachts⸗ und Neujahrsfeſt dürfen Jugendliche in einſchichtigen 
Betrieben nicht nach 14 Uhr beſchäftigt werden. Der durch den 
Frühſchluß eintretende Ausfall an Arbeitsſtunden kann entſpre⸗ 
chend den Vorſchriften des § 9 über andere Verteilung der Ar- 
beitszeit ausgeglichen werden. 
(2) Die Vorſchriften des Abſatzes 1 finden, ſoweit bisher 
eine Beſchäftigung am Sonnabendnachmittag üblich geweſen iſt, 
keine Anwendung auf das Verkehrsweſen, auf Fleiſchereien, auf 
Bäckereien und Konditoreien, auf Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, 
auf das übrige Beherbergungsweſen, auf das Friſeurhandwerk, 
auf Gärtnereien, auf Ausbeſſerungswerkſtätten für Kraftfahrzeuge 
und Fahrräder, auf Krankenpflegeanſtalten, auf Muſikaufführun⸗ 
gen, Theatervorſtellungen, andere Schauſtellungen, Darbietungen 
oder Luſtbarkeiten, auf Filmaufnahmen, auf offene Verkaufs⸗ 
ſtellen, auf den Marktverkehr und auf Handreichungen beim 
Sport. Sie finden weiter keine Anwendung auf Jugendliche über 
16 Jahre in den mit offenen Verkaufsſtellen verbundenen Ande⸗ 
rungswerkſtätten, ſoweit die Arbeiten nicht durch geeignete Er⸗ 
wachſene ausgeführt werden können. Jugendliche, die auf Grund 
dieſer Vorſchriften abweichend vom Abf. 1 beſchäftigt werben, 
ſind an einem anderen Tage der nächſten Woche von 14 Uhr 
ab von der Arbeit freizulaſſen. An Stelle des freien Nach⸗ 
mittags kann in jeder zweiten Woche ein Vormittag bis 14 Uhr 
freigegeben werden. 

(8) Der Reichsarbeitsminiſter kann Ausnahmen von den Vor⸗ 
ſchriften des Abſatzes 1 für einzelne Arten von Betrieben oder 
Beſchäftigungen zulaſſen, insbeſondere für Gewerbe, in denen 
an dieſen Tagen regelmäßig ein erhöhter Arbeitsbedarf vor⸗ 
handen iſt. 

(4) Aus dringenden Gründen des Gemeinwohls oder wenn 
ein unverhältnismäßiger, auf andere Weiſe nicht zu verhütender 
Schade für den Betrieb eintreten würde, kann das Gewerbeauf⸗ 
ſichtsamt für insgeſamt ſechs Sonnabende im Kalenderjahr, 
jedoch für höchſtens zwei Sonnabende hintereinander die Be⸗ 
ſchäftigung Jugendlicher über 16 Jahre abweichend von den 
Vorſchriften des Abſatzes 1 zulaſſen. Für weitere ſechs Sonn⸗ 
abende im Jahr und für mehr als zwei Sonnabende hinterein⸗ 
ander kann die höhere Verwaltungsbehörde die gleichen Aus⸗ 
nahmen zulaſſen.“ 

Für die Freizeitregelung im Einzelhandel iſt die vorſtehende 
Beſtimmung ergänzt worden durch die nachſtehenden Erlaſſe des 
Reichsarbeitsminiſters. 

a) Freizeit der Jugendlichen im Einzelhandel 

1. Anordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 15. Juli 1940 

(Ia 14 737 40; Reichsarbeitsblatt 1940 Heft 21 S. I 393 und 
Heft 23 S. III 210). 
Berlin SW 11, den 15. Juli 1941. 
Saarlandſtr. 96 

Der Reichsarbeitsminiſter 

IIIa 14 737/40 
Betr. Anordnung über die Freizeit der Jugendlichen 
im Einzelhandel. 

Auf Grund des 8 5 der Verordnung zur Abänderung und 
Ergänzung von Vorſchriften auf dem Gebiete des Arbeitsrechts 
vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1683) beſtimme ich, 
daß — abweichend von Nr. 5 meiner Anordnung über Aus⸗ 
nahmen vom Arbeitsſchuz vom 11. September 1939 (Reichs⸗ 
arbeitsblatt S. III 293) und von Nr. 7 meines Erlaſſes betr. 
Verordnung über den Arbeitsſchuz vom 12. Dezember 1939 
(Reichsarbeitsblatt S. III 380) — den im Einzelhandel beſchäf⸗ 
tigten Jugendlichen folgende Freizeiten zu gewähren ſind: 

1. In Verkaufsſtellen aller Art ſind die Jugendlichen über 
16 Jahre innerhalb eines Zeitraumes von zwei Wochen an einem 
Werktag von 14 Uhr ab von der Arbeit freizulaſſen. Ausge⸗ 
nommen ſind Lebensmittelgeſchäfte, die in der Regel höchſtens 


drei Gefolgſchaftsmitglieder beſchäftigen; in dieſen Betrieben 
braucht den Jugendlichen über 16 Jahre kein freier Nachmittag 
gewährt zu werden. Die Verpflichtung des Betriebsführers, den 
Jugendlichen die notwendige Freizeit zu Einkäufen oder zur Er⸗ 
ledigung ſonſtiger perſönlicher Angelegenheiten zu gewähren, wird 
hiervon nicht berührt. 

2. Für Jugendliche unter 16 Jahren in Verkaufsſtellen aller 
Art bewendet es bei den Vorſchriften des 8 17 Abſ. 2 des Ju- 
gendſchutzgeſetzes, wonach ihnen wöchentlich ein freier Nachmittag 
oder wöchentlich abwechſelnd ein freier Vor oder Nachmittag 
zu gewähren iſt. 

3. Die Gewerbeauflihtsämter können nach Anhörung der 
Gaujugendabteilung der DAF., der Sozialabteilung des Ge- 
bietes der HJ. und der Unterabteilung Einzelhandel bei der 
Wirtſchaftskammer eine von Nr. 1 abweichende Regelung der 
Freizeit der Jugendlichen für den geſamten Einzelhandel ihres 
Bezirkes oder für einzelne Zweige desſelben treffen. Ihre Be⸗ 
fugnis zur Zulaſſung von Ausnahmen im Einzelfall auf Grund 
des § 5 der Verordnung zur Abwanderung und Ergänzung von 
Vorſchriften auf dem Gebiete des Arbeitsrechts bleibt unberührt. 


2. Erlaß des Reichsarbeitsminiſters vom 28. September 1940 
(Ila 19 120/40; Reichsarbeitsblatt 1940 Heft 29, ©. III 262). 
Der Reichsarbeitsminiſter 

IH a 19 120/40 

Berlin, den 28. September 1940, 
Betr.: Freizeit der Jugendlichen im Einzelhandel. 

Nach Nr. 1 meiner Anordnung vom 15. Juli 1940 (Reichs⸗ 
arbeitsblatt S. III 210, RdErl. Nr. 827 40) braucht den Jugend- 
lichen über 16 Jahre in Lebensmittelgeſchäften, die in der Regel 
höchſtens drei Gefolgſchaftsmitglieder beſchäftigen, kein freier Nach⸗ 
mittag gewährt zu werden. Von verſchiedenen Seiten iſt die 
Frage aufgeworfen worden, ob ſich die Anwendung dieſer Be⸗ 
ſtimmung bei Lebensmittelgeſchäften, die Filialbetriebe unter- 
halten, nach der Geſamtzahl der Gefolgſchaftsmitglieder oder 
nach der Zahl der Gefolgſchaftsmitglieder in der einzelnen Ver⸗ 
kaufsſtelle richtet. Um eine einheitliche Handhabung in jedem Fall 
ſicherzuſtellen, beſtimme ich, daß der Freizeitregelung die Geſamt⸗ 
zahl der Gefolgſchaftsmitglieder zugrunde zu legen ijt, die von 
dem Filialunternehmen in einer Ortſchaft beſchäftigt werden. 
Da dieſe Geſamtzahl die Grenze von drei Gefolgſchaftsmitgliedern 
im allgemeinen überſchreiten wird, iſt ſomit in der Regel allen 
Jugendlichen über 16 Jahre in den Filialbetrieben ein freier 
Nachmittag innerhalb eines Zeitraumes von zwei Wochen zu ge⸗ 
währen. Schwierigkeiten, die einzelnen Verkaufsſtellen der Filial⸗ 
betriebe aus dieſer Regelung erwachſen, werden durch einen Aus⸗ 
tauſch des Verkaufsperſonals innerhalb des Geſamtunternehmens 
zu beheben fein. Soweit die örtlichen Verhältniſſe einen ſolchen 
Austauſch nicht zulaſſen und die Verſorgung der Kundſchaft mit 
Lebensmitteln auch durch ſonſtige Maßnahmen nicht ſichergeſtellt 
werden kann, können die Gewerbeaufſichtsämter auf Grund meiner 
Anordnung vom 15. Juli 1940 eine abweichende Regelung ge⸗ 
nehmigen. 

Gleichzeitig weiſe ich darauf hin, daß die Gewerbeaufſichts⸗ 
ämter auf Grund der Nr. 3 auch anordnen können, daß den im 
Einzelhandel beſchäftigten Jugendlichen über 16 Jahre Freizeiten 
zu gewähren ſind, die über die Regelung der Nr. 1 a. a. O. 
hinausgehen. So kann für Orte, in denen die Verſorgungslage 
der Bevölkerung weniger angeſpannt und der Mangel an Per⸗ 
ſonal weniger groß iſt, beſtimmt werden, daß — abweichend von 
Nr. 1 — ſämtlichen Jugendlichen die im Jugendſchutzgeſetz votre 
geſchriebenen Freizeiten zu gewähren ſind. Anträgen in dieſem 
Sinne, die gemeinſam von der Gaujugendabteilung der DAF. 
der Sozialabteilung des Gebietes der HJ. und der Unter 
abteilung Einzelhandel bei der Wirtſchaftskammer geſtellt wer⸗ 
den, iſt regelmäßig ſtattzugeben. 

Um eine weitere Zweifelsfrage zu klären, wird feſtgeſtellt, 
daß die Anordnung vom 15, Juli 1940 die Freizeit der Jugend⸗ 
lichen in Verkaufsſtellen aller Art abſchließend regelt. Die für 
dringende Fälle in Nr. 5 der Anordnung vom 11. September 
1939 (Reichsarbeitsblatt S. III 293) und in Nr. 7 der Anord⸗ 
nung vom 12. Dezember 1939 (Reichsarbeitsblatt S. III 380) 
allgemein vorgeſehenen Ausnahmen gelten daher nicht mehr für 
die in Verkaufsſtellen beſchäftigten Jugendlichen. In ſolchen 
Fällen ſind gegebenenfalls Einzelgenehmigungen notwendig. 

bdrucke von Anordnungen, die eine Verbeſſerung des Ju⸗ 
gendſchutzes bezwecken, ſind mir auf dem Dienſtwege vorzulegen. 

Hiermit ift die Frage der Freizeitgewährung nach $ 17 des 
Jugendſchutzgeſetzes erſchöpfend geregelt. 


Grenzverkehr zwiſchen den Reichsgauen Wartheland 
und Danzig⸗Weſtpreußen 
Nachſtehend geben wir unſeren Mitgliedern von einer Rund⸗ 
verfügung des Reichsſtatthalters in Danzig⸗Weſtpreußen — Lan⸗ 
desernährungsamt, Abt. B — vom 3. November 1941 Kenntnis: 


In den Grenzkreiſen der beiden Gaue hat ſich gezeigt, daß 
die Beſchränkung der Gültigkeit der eingeführten Lebensmittel- 
karten auf den Gau die ſeitherigen wirtſchaftlichen Beziehungen 
zum Teil eingeengt oder ſogar geſtört hat. Den Verſorgungs⸗ 
berechtigten der Grenzkreiſe ſoll daher die Möglichkeit gegeben 
werden, ſich im Nachbargau ihre Lebensmittel einkaufen zu 
können; insbeſondere dann, wenn es die Verkehrsverhältniſſe 
geradezu erfordern. Der Reiſeverkehr zwiſchen dem Reichsgau 
Wartheland und Danzig⸗Weſtpreußen iſt zeitweiſe rege. Aus 
dieſem Grunde bin ich mit dem Herrn Reichsſtatthalter im 
Warthegau — Landesernährungsamt, Abt. B — übereingekom⸗ 
men, daß die im Reichsgau Wartheland ausgegebenen Lebens⸗ 
u i im Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen und umgekehrt 
gelten. 

Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig und in den 
früheren oſtpreußiſchen Kreiſen haben dieſe Lebensmittelkarten 
ebenfalls mit ſofortiger Wirkung Gültigkeit. 

Der Warthegau hat für Butter, Margarine und Speiſeöl 
die Abtrennung von Beſtellſcheinen zunächſt nicht vorgeſehen. 
Die Rationsſätze für Deutſche decken ſich im allgemeinen mit 
denen der befreiten Gebiete des Reichsgaues Danzig⸗Weſtpreußen. 

Abſchnitte der Fleiſchkarten für Polen, auf denen eine Ge⸗ 
wichtsmenge nicht angegeben iſt, die aber die übliche Größe 
haben, ſind, ſofern keine weitere Mitteilung ergeht, mit 50 Gramm 
zu beliefern. 


Überlaflung von Marken an andere 

In der Tagespreſſe ſind vor längerer Zeit verſchiedentlich 
kurze Artikel veröffentlicht worden, ob und inwieweit es zuläſſig 
iſt, Lebensmittelkarten uſw. an andere abzugeben und namentlich 
Freunden gelegentlich mit einzelnen Karten auszuhelfen. Durch 
ein Schreiben des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirt⸗ 
ſchaft vom 26. 6. 1941 (II D 4—898) an die Fachgruppe Nah- 
rungs⸗ und Genußmittel der Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel 
dürften die vielfach beſtehenden Unklarheiten beſeitigt werden. Es 
heißt in ihm u. a.: 

„Die Überlaffung von Lebensmittelkarten an andere ift in 
der Verbrauchsregelungs⸗Strafverordnung nur dann unter Strafe 
geſtellt, wenn ſie in Bereicherungsabſicht geſchieht. Daneben iſt 
in der Verbrauchsregelungs⸗Strafverordnung das Ausnutzen einer 
fremden Bezugsberechtigung unter Strafe geſtellt. Macht aber 
jemand von Lebensmittelmarken Gebrauch, die ihm gelegentlich 
aus Gefälligkeit in geringfügigen Mengen im Wege des Aus⸗ 
helfens zur Verfügung geſtellt werden, ſo kann dies nicht als 
„Ausnutzen“ in dieſem Sinne angeſehen werden.“ 


Kriegszuſchlag auf Tabakwaren, Schaumwein, Trink⸗ 
branntwein und Bier im Reichsgau 


Zur Zweiten Durchführungsverordnung über den Kriegs⸗ 
zuſchlag zum Kleinhandelspreis von Bier, Tabakwaren und 
Schaumwein vom 30. Oktober 1941 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 666) 
und Verordnung über die Nacherhebung des Kriegszuſchlages auf 
Tabakwaren und Schaumwein und über die Erhebung einer 
Nachtragsabgabe auf Trinkbranntwein (Nachſteuerordnung) vom 
30. Oktober 1941 (Reichsgeſetzbl.! S. 670) hat der Reichsſtatt⸗ 
halter in Danzig⸗Weſtpreußen — Oberfinanzpräſident — am 
5. November 1941 eine Bekanntmachung veröffentlicht, die wir 
nachſtehend unſeren Mitgliedern mit dem Hinweis auf unbe⸗ 
dingte Beachtung zur Kenntnis geben. 

Wir machen hierbei beſonders auf die im Text hervorgeho⸗ 
benen Befreiungen bei Tabakwaren, Schaumwein und Trink⸗ 
branntwein ebenſo aufmerkſam wie auf die befriſteten Meldungen. 

Durch die II. Durchführungsverordnung über den Kriegs- 
zuſchlag zum Kleinhandelspreis von Bier, Tabakwaren und 
Schaumwein (Zweite KK DV) und durch die Nachſteuerordnung 
vom 30. 10. 1941 iſt die Erhebung des Kriegszuſchlages für 
Bier, Tabakwaren, Schaumwein und Trinkbranntwein ab 3. 11. 
1941 den Zollſtellen zur Verwaltung übertragen worden. Mit 
Wirkung vom gleichen Tage iſt für verſchiedene Waren eine 
Erhöhung des Kriegszuſchlages und in Verbindung damit eine 
Anderung hinſichtlich des Zeitpunktes der Entſtehung der Steuer⸗ 
ſchuld eingetreten. 

Für die am 3. 11. 1941 im freien Verkehr vorhanden gewe⸗ 
ſenen Beſtände an Tabakwaren und Schaumwein wird eine Nach⸗ 
ſteuer erhoben, während für Beſtände an Trinkbranntwein und 
trinkbranntweinähnlichen Erzeugniſſen eine Nachtragsabgabe zu 
entrichten iſt. Die Vorräte vom 3. 11. 1941 ſind den zuſtändigen 
Zollſtellen bis zum 10. 11. 1941 mit einer Nachweiſung in zwei⸗ 
facher Ausfertigung anzumelden. 

k Tabakwaren: 
Kreis der Erzeugniſſe: Sämtliche Tabakwaren einſchließlich 
Zigarettenpapier. 
Schuldner der Nachſteuer: Händler, die der Nachſteuer unter⸗ 
liegende Waren in Beſitz haben oder in Beſitz nehmen, ſofern 
der erhöhte Kriegszuſchlag lt. Rechnung noch nicht berechnet iſt. 
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Inhalt der Anmeldung: Tabakwaren nach Art, Menge und 
Geſamt⸗Kleinverkaufspreis für jede Art. Bei Schnupftabak gilt 
als Kleinhandelspreis die obere Grenze der Preisſtufe der ein⸗ 
zelnen Steuerklaſſe. Vordrucke ſind bei den Zollſtellen erhältlich. 

Befreit von der Nachſteuer jind: Beſtände an Tabakwaren 
im Kleinverkaufswert (ohne Kriegszuſchlag) von insgeſamt nicht 
mehr als 50. — RM 

Höhe der Nachſteuer: 
Kriegszuſchlag. 

Anmeldepflicht der Herſteller von Tabakwaren: Dieſe haben 
den am 3. 11. 1941 vorhandenen Beſtand feſtzuſtellen an 

1. Steuerzeichen, 

2. Tabakwaren, die bereits mit Steuerzeichen verſehen, aber 
noch nicht aus dem Herſtellungsbetrieb entfernt ſind, 

3. Tabakwaren, die ſich in einem Lager außerhalb des Her⸗ 
ſtellungsbetriebes (Fabriklager, Auslieferungslager) befinden und 
für die der Kriegszuſchlag noch nicht berechnet worden iſt. 

Die Anmeldung iſt auf beſonderem Vordruck (zweifach) bei 
der Zollſtelle ſpäteſtens am 10. 11. 1941 abzugeben. Tabakwaren, 
die nach dem 2. 11. 1941 in das Lager eingehen, ſind ſofort 
nach Eingang anzumelden, wenn die allgemeine Anmeldung der 
Beſtände bereits erfolgt iſt. 

Schaumwein: 

Kreis der Erzeugniſſe: Traubenſchaumwein, ſchaumweinähn⸗ 

liche Getränke und Fruchtſchaumwein. 


30 % des Kleinverkaufspreiſes ohne 


Schuldner der Nachſteuer: Händler, die der Nachſteuer unter⸗ 


liegende Waren in Beſitz haben oder in Beſitz nehmen, ſofern 
der erhöhte Kriegszuſchlag lt. Rechnung noch nicht berechnet iſt. 

Inhalt der Anmeldung: Schaumwein nach Art und Menge 
(Stückzahl und Größe der Flaſchen). Vordrucke find bei der Boll- 
ſtelle erhältlich. 

Befreit von der Nachſteuer ſind: Geſamtbeſtände an Trau⸗ 
benſchaumwein und ſchaumweinähnlichen Getränken in einer Menge, 
die 10 ganzen Flaſchen entſpricht und Geſamtbeſtände an Frucht⸗ 
ſchaumwein in einer Menge, die 20 ganzen Flaſchen entſpricht. 

Höhe der Nachſteuer: Für Yı Flaſche (= 0,750 Liter) Trau⸗ 
F uſw. 2— RM, für ¼ Flaſche Fruchtſchaumwein 

— $ 

Anmeldepflicht der Herſteller von Schaumwein: Herſteller 
von A e haben die am 3. 11. 1941 in ihrem Ausliefe⸗ 
rungslager (3. B. bei Spediteuren und Agenten) vorhandenen 
Beſtände an Schaumwein, für die der Kriegszuſchlag noch nicht 
berechnet iſt, nach Art und Menge (Stückzahl, Größe der Flaſchen 
und Schaumweinart) feſtzuſtellen. 

Die Anmeldung ijt auf beſonderem Vordruck (zweifach) bei 
der Zollſtelle ſpäteſtens am 10. 11. 1941 abzugeben. Schaum⸗ 
weine, die nach dem 2. 11. 1941 in die Auslieferungslager ein⸗ 
gehen, ſind ſofort nach Eingang anzumelden, wenn die allgemeine 
Anmeldung der Beſtände bereits erfolgt iſt. 


„ Trinkbranntwein: 


Kreis der Erzeugniſſe: Trinkbranntwein (3. B. Deſtillate, 
Liköre, Weißer uſw.), trinkbranntweinähnliche Erzeugniſſe (z. B. 
Punſche, Gemiſche uſw.) und unverarbeiteter Branntwein, der 
zur Herſtellung von Trinkbranntwein beſtimmt iſt. Schuldner der 
Nachtragsabgabe: Herſteller und Händler, die der Nachtrags⸗ 
abgabe unterliegende Waren in Beſitz haben oder in Beſitz 
nehmen. 

Inhalt der Anmeldung: Lfd. Nummer, Gattung, Menge in 
Raumlitern, Weingeiſtgehalt in Raum⸗Hundertteilen, Weingeiſt⸗ 
menge, Errechnung der Nachtragsabgabe und Verſicherung, daß 
die Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht worden 
find und daß die Zahlung an die Zollſtelle ſpateſtens am 20. 11. 
gelte 1 wird. Vordrucke für die Anmeldung werden nicht 
geliefer 


Befreit von der Abgabe ſind: Beſtände an Trinkbranntwein 
und an unverarbeitetem, zur Trinkbranntweinherſtellung beſtimm⸗ 
tem Branntwein, wenn der Weingeiſtgehalt insgeſamt weniger als 
10 Liter beträgt: Beſtände an Trinkbranntwein und trinkbrannt⸗ 
weinähnlichen Erzeugniſſen aus ſelbſterzeugtem Branntwein in 
Obſt⸗Abfindungsbrennereien, wenn diefe Brennereien betriebsfrem⸗ 
den Branntwein nicht mitverarbeiten. 

Höhe der Abgabe: 1.— RM je Liter Weingeiſt. 

Bier: 

Anmeldepflicht der Bierverteiler und Brauerei⸗Inhaber: Bier: 
verteiler (Bierverleger) haben den am 3. 11. 1941 vorhandenen 
Beſtand an Bier, für das der Kriegszuſchlag noch nicht berechnet 
iſt, getrennt nach den einzelnen Gattungen (Lagerbier, Schankbier 
uſw.) feſtzuſtellen. Die gleiche Verpflichtung gilt für die Inhaber 
von Brauereien wegen der Biervorräte, die ſich außerhalb der 
anmeldepflichtigen Brauereiräume befinden. Die Anmeldung iſt 
auf beſonderem Vordruck (zweifach) ſpateſtens am 10. 11. 1941 
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bei der Zollſtelle abzugeben. Geht das Bier erſt nach dem 2. 11. 
1941 ein, ſo iſt es ſofort nach Empfang anzumelden, wenn die 
allgemeine Anmeldung der Beſtände bereits erfolgt iſt. 


Allgemeines 
Die Anmeldung zur Nachſteuer gilt als Steuerfeſtſetzung, die 
Anmeldung zur Nachtragsabgabe für Branntwein als Abgabe⸗ 
feſtſezung. Die vom Anmelder zu errechnende Abgabe ift bis 
zum 20. 11. 1941 bei der Zollſtelle zu entrichten. Eine amtliche 
Zahlungsaufforderung ergeht nicht. 


Lieferungsregelung für Konſervenglas für die Zeit 
vom 1. Oktober 1941 bis 31. März 1942 


Für die Winterſaiſon (1. 10. 1941 bis 31. 3. 1942) ſind 
zwei Referenzperioden mit zwei verſchieden hohen Prozentſätzen 
für die Liefermengen feſtgelegt worden. 

Die Referenzperiode für den Einzelhandel im Gebiet Alt⸗ 
reich, Oſtmark, Sudetenland und Memelland iſt, wie bisher, das 
Jahr 1940. Die Liefermenge für den Einzelhandel dieſer Ge⸗ 
biete beträgt 40 Prozent ſtatt bisher 50 Prozent der Bezüge 
des Jahres 1940. 

Die Referenzperiode für die neuangeſchloſſenen Oſt⸗ und 
Weſtgebiete iſt der Zeitraum vom 1. 1. 1941 bis 30. 9. 1941. 
Der Einzelhandel dieſer Gebiete erhält 60 Prozent ſeiner Bezüge 
der Zeit vom 1. 1. bis 30. 9. d. J. 

Bezüge von Einzelhandelsunternehmen im Gebiet Altreich, 
Oſtmark, Sudetenland und Memelland, die auf Grund von Son⸗ 
derzuweiſungen erfolgt ſind, dürfen auf die Bezugsmenge des 
Jahres 1940 nicht angerechnet werden. 

Die Transportſchwierigkeiten und der Laderaummangel ma⸗ 
chen es erforderlich, frachtungünſtige Lieferungen ſoweit als mög⸗ 
lich zu vermeiden. Aus dieſem Grunde find die Herſteller bered- 
tigt worden, von erteilten Aufträgen ganz oder teilweiſe zurück⸗ 
zutreten für den Fall, daß die Glas-Treuhand⸗G. m. b. H. 
well. Abnehmer einen anderen, frachtgünſtigeren Lieferanten zu⸗ 
weiſt 

Die auf Grund der Vergleichszeitregelung für die Sommer: 
N aufgegebenen Aufträge dürfen noch bis zum 1. Oktober 

d. J. ausgeliefert werden. 


Konfervenglas = Sonderzuweiſung 


Der Bezug von Konſervenglas erfolgt bekanntlich auf Grund 
der Vergleichszeitregelung. In den letzten Wochen ſind bei der 
Reichsgeſchäftsſtelle wiederholt Anträge auf Sonderzuweiſungen 
geſtellt worden. Die Glas⸗Treuhand⸗G. m. b. H., Gemeinſchaft 
Konſervenglas, hat nunmehr zur Kenntnis gegeben, daß Sonder- 
zuweiſungen an einzelne Bezirke und an einzelne Handelsunter⸗ 
nehmen für die laufende Saiſon nicht mehr durchgeführt werden 
können. Von der Übermittlung derartiger Anträge ift daher Ab- 
ſtand zu nehmen. Auch in die neueingegliederten Gebiete können 
Sonderzuweiſungen nicht erfolgen. 

Die in obengenannter Angelegenheit bei uns eingegangenen 
Anfragen ſehen wir durch dieſe Mitteilung als erledigt an. 


Gas- und Elektroherde 


Es wird ausdrücklich darauf aufmerkſam gemacht, daß für 
Gas⸗ und Elektroherde gemäß Anlage zur Anordnung über Höchſt⸗ 
aufſchläge beim Verkauf von Haus⸗ und Küchengeräten vom 
19. April 1941 nur die Werkbruttopreiſe als Verkaufs⸗ 
preiſe gelten. Anderweitige Kalkulation gilt als Verſtoß gegen 
die Anordnung. 


Bürſtenwaren 

Die ſogenannte Alfa⸗Faſer iſt als Erſatz „im Sinne der An⸗ 
ordnung über Höchſtſpannen für Haus- und Küchengeräte“ anzu⸗ 
ſehen. (Vergl. Ziffer XVa.) 
Es handelt fih um eine grüngelblich ſchimmernde Faſer ita- 
lieniſcher Herkunft. 


Wandſprüche 


Wandſprüche aus Porzellan oder Steingut ſind als Por⸗ 
zellan „anderes“ zu kalkulieren mit 60 % bzw. 55 % bzw. 50 0%. 


Abt. Landmaſchinen 

Sonderrabatt der Danzig⸗Weſtpr. Landſiedlung 

Auf Grund mehrfacher Anfragen teilen wir hierdurch mit, 
daß an die Danzig⸗Weſtpreußiſche Landſiedlung G. m. b. H., 
Danzig, Krebsmarkt 7—8, neben dem üblichen Kaſſa⸗Skonto 
von 2% ein 3 iger Mengenrabatt für Geräte aus Sone 
derkontingenten zu gewähren iſt, da Aufträge in erheb⸗ 
lichem Umfange erteilt werden. 


Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe. 


Mitteilungen der Wirtschaftsgruppe Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 
Danzig-Westpreußen 
Herausgegeben von der Wirtſchaftskammer Danzig-Weftpreußen, Abt. Fremdenverkehr und Unterabteilung | 


Geſchäftsſtelle Danzig, Langermarkt 43, Fernruf 234 17/234 25. 
(Nachdruck nur mit Erlaubnis des Herausgebers geftattet) 


Die Neuregelung der Preisgeſtaltung in den Gaſtſtätten 


Von Regierungsrat Spormann, Danzig, Leiter der Preisüberwachungsſtelle. 


In dieſen Tagen iſt in dem Verordnungsblatt des Reichs⸗ 
ſtatthalters Danzig⸗Weſtpreußen eine Anordnung des Regierungs⸗ 
präſidenten — Preisüberwachungsſtelle — in Danzig veröffent⸗ 
licht, durch die die Preisgeſtaltung in den Gaſtſtätten des Regie⸗ 
rungsbezirks Danzig neu und abſchließend geregelt wird. Um von 
vornherein keine Beunruhigung in den Kreiſen der Gaſtſtätten⸗ 
beſitzer aufkommen zu laſſen, ſei feſtgeſtellt, daß die neue Anord⸗ 
nung gegenüber dem bisherigen Preisſtand keine weſentlichen 
Veränderungen bringt. Nur in einzelnen Fällen iſt eine Preis⸗ 
regulierung, ſei es nach unten oder oben, vorgenommen, ſofern 
die bisherigen Preiſe den Grundſätzen einer kriegsverpflichtenden 
Volkswirtſchaft nicht entſprachen. 

Die Neufaſſung der Preisbeſtimmungen war dringend erfor⸗ 
derlich, weil die Preisgeſtaltung im Gaſtſtättengewerbe ſowohl 
für die Gaſtſtättenbeſitzer als auch für die Preisüberwachungs⸗ 
beamten zu unüberſichtlich geworden war. Nicht allein, daß die 
Preiſe in 15 verſchiedenen Anordnungen geregelt waren und dar⸗ 
über hinaus erhebliche Preisunterſchiede zwiſchen dem befreiten 
und dem Altreichsgebiet des Bezirks beſtanden, gab es noch eine 
Unzahl teils mündlich, teils ſchriftlich erteilter Ausnahmegeneh⸗ 
migungen, die jede Überſicht unmöglich machten. Hinzu kommt, 
daß eine Anpaſſung an die vom Reichskommiſſar für die Preis⸗ 
bildung inzwiſchen erlaſſenen Vorſchriften als zweckmäßig erſchien. 

Vorausſetzung für eine klare Preisgeſtaltung iſt die Ein- 
ſtufung der Gaſtſtätten in drei Preisgruppen, wie ſie 
auch im Runderlaß Nr. 56/41 des Reichskommiſſars für die 
Preisbildung betr. Einſtufung der Gaſtſtätten in Preisgruppen 
vorgeſehen iſt. Die Erfahrung hat gelehrt, daß drei Preisgruppen 
ausreichend ſind. Die vierte Preisgruppe, die bisher z. B. in 
den Preisanordnungen für Bier und Spirituoſen vorgeſehen war, 
iſt daher in Fortfall gekommen. Soweit es ſich um Luxusbetriebe 
oder beſonders repräſentative Gaſtſtätten handelt, die nicht in 
dieſe drei Preisgruppen eingeſtuft werden können, müſſen ihnen 
auf Antrag durch beſondere Ausnahmegenehmigungen angemeſſene 
Preiſe bewilligt werden (88 14, 15, 16). Auf keinen Fall war es 
zweckmäßig, für dieſe Betriebe eine beſondere Preisgruppe zu 
bilden, da jeder Betrieb doch anders gelagert iſt und individuell 
behandelt werden muß, insbeſondere aber, weil im hieſigen Be⸗ 
zirk nur ſo wenig Gaſtſtätten dieſer Art vorhanden ſind, daß 
ſich die Einrichtung einer beſonderen Preisgruppe für dieſe nicht 
lohnen würde. 

Die Merkmale der verſchiedenen Preisgruppen find im § 15 
der Preisanordnung enthalten. Sie ſtimmen wörtlich mit dem 
Wortlaut des § 6 Abſ. 3 des Runderlaſſes Nr. 91/41 des 
Reichskommiſſars für die Preisbildung betr. Regelung der Spei⸗ 
ſenpreiſe in Gaſtſtätten überein. Dieſer lautet: 

„Grundſätzlich gehören: 

a) in die Preisgruppe 1: Betriebe, deren laufende Auf- 
wendungen das im Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungs⸗ 
weſen allgemein übliche Maß nicht überſteigen: 

b) in die Preisgruppe II: Betriebe mit höheren laufen⸗ 
den Aufwendungen; 

c) in die Preisgruppe III: Betriebe mit außergewöhn⸗ 
lichen laufenden Aufwendungen.“ 


Bei der Einſtufung iſt darauf zu achten, daß nicht jede Gaſt⸗ 
ſtätte, die beſſer iſt als die ſchlechteſte Gaſtſtätte am Ort, An⸗ 
ſpruch darauf erheben kann, in die Preisgruppe II eingruppiert 
zu werden. Als Maßſtab muß in jeder Preisgruppe ein Betrieb 
mittlerer Güte dienen. Auch bei den Betrieben der Preisgruppe I 
wird ein gewiſſes Maß von Aufwendungen verlangt, durch die 
der Gaſtraum zu einem angenehmen und behaglichen Aufent⸗ 
haltsraum für die Gäſte wird. Die Tatſache allein, daß ein 
Tiſchtuch aufgelegt oder eine Blumenpaſe auf den Tiſch geſtellt 
wird, qualifiziert die Gaſtſtätte noch nicht für die Preisgruppe II. 
Entſcheidend ſind vielmehr der Geſamteindruck und die Leiſtungen 
des Betriebes. Sind dieſe ſo, daß laufend höhere Aufwendungen 
erforderlich ſind, ſo kann die Einſtufung in die Preisgruppe II 
erfolgen. Für die Preisgruppe III werden im hieſigen Bezirk 
nur wenige Betriebe in Betracht kommen. 


Zu beachten ift, daß die Einſtufung in eine höhere Preis- 
gruppe als I laufend zu höheren Leiſtungen verpflichtet. 
Dazu gehört z. B., daß Tageszeitungen und Zeitſchriften in ge⸗ 
nügender Anzahl vorhanden ſind und für eine gute Rundfunk⸗ 
übertragung in allen Räumen Sorge getragen wird. Ein Wirt, 
der nicht dafür ſorgt, daß feine Gäſte vom Bedienungsperſonal 
anſtändig und höflich behandelt werden, kann keinen Anſpruch 
darauf erheben, in eine höhere Preisgruppe zu gelangen. €s ift 
auch durchaus möglich, daß eine Gaſtſtätte wieder in eine nie⸗ 
drigere Preisgruppe eingeſtuft wird, weil ihre Leiſtungen ſo 
nachgelaſſen haben, daß ſie den Anforderungen der höheren 
Preisgruppe nicht mehr entſpricht. 


Außerdem ift folgendes zu berückſichtigen: Die Höchſtpreiſe 
einer Gruppe können nur dann gefordert werden, wenn die 
Gaſtſtätte auch Höchſtleiſtungen aufzuweiſen hat. Es iſt aljo 
durchaus nicht ſo, daß 3. B. alle Gaſtſtätten im Kreiſe, die nach 
Gruppe II eingeltuft find, ohne weiteres an die Höchſtpreiſe 
herangehen können. Vielmehr muß entſprechend der Güte, Auf⸗ 
machung und Leiſtung der einzelnen Gaſtſtätte eine Abſtufung 
erfolgen. Hier wird die Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Be⸗ 
herbergungsgewerbe im Einvernehmen mit der Preisüberwachungs⸗ 
ſtelle oder den örtlichen Preisbehörden den gerechten Ausgleich 
finden. Die gemeinſame Bereiſung des Bezirks und Beſichtigung 
der Gaſtſtätten, die ich mit dem Geſchäftsführer der Wirtſchafts⸗ 
gruppe Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe vornehme, gibt 
die Gewähr, daß hierbei nach einheitlichen Richtlinien und objet» 
tiven Geſichtspunkten vorgegangen und entſchieden wird. Die 
höhere Leiſtung ſoll anerkannt werden und ihren Lohn finden. 
Das gilt insbeſondere von ſolchen Betrieben, die im Aufbau 
begriffen ſind und daher jetzt den Anforderungen der Gruppe ll 
noch nicht ganz entſprechen. Dieſe werden dadurch eine Förderung 
erfahren, daß bei ihrer Einſtufung großzügig vorgegangen wird, 
allerdings in der Erwartung, daß das Fehlende ſchnellſtens nach⸗ 
geholt wird. 


Die Einſtufung gilt für ſämtliche Leiſtungen des Betriebes. 
Es iſt daher ausgeſchloſſen, daß z. B. für Bier die Preisgruppe II 
feſtgeſetzt wird, während Speiſen zu den Preiſen der Preis- 
gruppe III abgegeben werden dürfen. Dagegen kann bei räum⸗ 
licher Trennung mit Rückſicht auf den verſchiedenen Charakter 
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der Räume (3. B. Bierſtube und Bar) unter Umſtänden eine 
verſchiedene Einſtufung der Räume möglich fein. 


Da die Einſtufung von einſchneidender Bedeutung iſt, hat 
ih die Preisüberwachungsſtelle Diele ſelbſt vorbehalten ($ 15 
Abſ. 1). Die Entſcheidung erfolgt im Benehmen mit der Wirt- 
ſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe, und zwar 
wird in Zweifelsfällen vorher eine gemeinſame Beſichtigung der 
Gaſtſtätte vorgenommen. Im befreiten Gebiet haben die meiſten 
Gaſtſtätten ſchon früher einen Einſtufungsbeſcheid erhalten, wäh⸗ 
rend in den Altreichsgebieten des Bezirks eine Einſtufung bisher 
nicht vorgenommen iſt. In Zukunft werden alle Gaſtſtätten des 
Bezirks neu eingeſtuft werden. Da die bisher erteilten Einſtufungs⸗ 
beſcheide ohne entſcheidende Mitwirkung der Preisüberwachungs⸗ 
ſtelle erteilt ſind, verlieren ſie mit Zuſtellung des neuen Ein⸗ 
ſtufungsbeſcheids, ſpäteſtens aber am 31. 12. 1941 ihre Gültig⸗ 
keit. Wer bis dahin keinen neuen Einſtufungsbeſcheid erhalten 
hat, gehört zur Preisgruppe I (8 15 Abſ. 4). Gegen den Ein⸗ 
ſtufungsbeſcheid kann Beſchwerde eingelegt werden, ER die Die 
Preisbildungsſtelle endgültig entſcheidet (§ 15 Abſ. 2). Es ift 
nun nicht geſagt, daß durch die Neueinſtufung eine a 
ſtellung der Gaſtſtätten eintreten wird, vielmehr wird es fih in 
der überwiegenden Anzahl der Fälle nur um eine amtliche Be- 
ſtätigung des bisherigen Zuſtandes handeln, ſo daß nicht der 
geringſte Anlaß zu einer Beunruhigung beſteht. 


Durch die neue Preisanordnung werden die bisherigen 
Preisanordnungen in einer einzigen zuſammengefaßt. Sie iſt im 
Verordnungsblatt des Reichsſtatthalters Danzig⸗Weſtpreußen 
amtlich bekanntgemacht, ſo daß jeder Gelegenheit hat, 
ſich den amtlichen Wortlaut zu beſchaffen. Es kann ſich daher in 
Zukunft niemand mehr darauf berufen — wie das bisher ſehr 
oft geſchehen iſt —, daß er ohne ſein Verſchulden keine Kenntnis 
von den Höchſtpreiſen gehabt habe. Außerdem hat die Zuſammen⸗ 
faſſung in einer einzigen Anordnung eine große Überſichtlichkeit 
und leichte Handhabung zur Folge. 


Um den durch die vielen Ausnahmegenehmigun⸗ 
gen eingetretenen Zuſtand der Unſicherheit zu beſeitigen, iſt 
angeordnet, daß alle bisher erteilten Ausnahmegenehmigungen 
am 31. 12. 1941 außer ET treten ($ 14). Da die neue Preis- 
anordnung bereits am 1. 1941 in Kraft getreten ijt, haben 
ſomit alle Gaſſttattenbeſtzer ee Zeit, um eine neue Aus- 
nahmegenehmigung nachzuſuchen. Dieſe Anträge find über die 
Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe bei 
der Preisüberwachungsſtelle zu ſtellen und mit genauen Kalku⸗ 
lationen unter Beifügung der Bilanzen und Gewinn⸗ und Ver⸗ 
luſtrechnungen (oder, ſoweit dieſe nicht aufgeſtellt fein ſollten, 
unter Beifügung der Einkommenſteuerbeſcheide) der beiden letzten 
Jahre zu verſehen. An dieſe Ausnahmeanträge wird ein ſtrenger 
Maßſtab angelegt werden. Die Höchſtpreiſe und Höchſtſpannen 
ind fo feſtgelegt, daß fie den Gaſtſtättenbeſitzern einen angemeſ⸗ 
ſenen und ausreichenden Gewinn bringen. Es würde dem Sinn 
und Zweck einer allgemein gültigen Regelung widerſprechen, wenn 
ſie durch ſo zahlreiche Ausnahmegenehmigungen durchbrochen würde, 
daß beinahe die Ausnahme zur Regel wird. 


Außerdem darf bei der Stellung von Ausnahmeanträgen 
der § 22 der Kriegswirtſchaftsverordnung nicht außeracht gelaſſen 
werden. Hiernach ſind alle Preiſe nach den Grundſätzen einer 
kriegs verpflichtenden Volkswirtſchaft zu bilden. Das bedeutet, daß 
die bisher geforderten Preiſe, auch wenn ſie ſich im Rahmen der 
Höchſt⸗ oder Stoppreisvorſchriften halten, geſenkt werden müſſen, 
wenn der Betrieb einen Gewinn abwirft, der, kriegswirtſchaftlich 
geſehen, unangemeſſen hoch iſt. Wann ein unangemeſſen hoher 
Gewinn vorliegt, kann im Rahmen dieſes Artikels nicht ausgeführt 
werden. Ich verweiſe auf den Runderlaß Nr. 99/41 des Reichs⸗ 
kommiſſars für die Preisbildung vom 26. 9. 1941 betr. An⸗ 
weiſung zur Durchführung der 88 22 ff. KWO. im Bereich der 
Reichsgruppe Fremdenverkehr. Die Betriebe, die auf Grund 
dieſer Anweiſung Beträge als Mehrgewinn abführen oder den 
Mehrgewinn zu Preisſenkungen verwenden müſſen, werden im all⸗ 
gemeinen keine Ausſicht haben, eine Ausnahmegenehmigung zu 
erhalten, denn es wäre doch widerſinnig, einem Betrieb auf der 
einen Seite einen höheren Preis als den Höchſtpreis zu geneh⸗ 
migen, während dieſer Betrieb auf der anderen Seite das Mehr- 
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fache der durch die Ausnahmegenehmigung erzielten Mehrein⸗ 
nahmen als Mehrgewinn am Jahresende wieder abführen müßte. 
Wenn die Gewinn⸗ und Koſtenlage es zuläßt, kann und muß den 
Betrieben eben zugemutet werden, bei einzelnen Waren oder Lei⸗ 
ſtungen etwas zuzuſetzen. Aus dieſen Geſichtspunkten heraus iſt auch 
im Sl ausdrücklich darauf hingewieſen, daß es fih bei den in der 
Anordnung genannten Preiſen um Höchſtpreiſe oder Höchſt⸗ 
[pannen handelt, die nicht gefordert dürfen, wenn die Koſten⸗ 
lage einen niedrigeren Preis rechtfertigt. 


Die Höchſtpreiſe für Speiſen (§ 10) jind — abgeſehen 
von einigen Ergänzungen und Richtigſtellungen — unverändert 
übernommen, obwohl ſie bereits 1940 unter Zugrundelegung von 
150 g Fleiſch pro Portion feſtgelegt ſind. Es iſt davon Abſtand 
genommen, die Preiſe wegen der Verringerung der Portionen auf 
100 g Fleiſch herabzuſetzen, in der Erwartung, daß die Gaſtſtätten 
durch Vergrößerung der Beilagen wie Gemüſe oder Salate einen 
Ausgleich herbeiführen. Das gilt um ſo mehr, wenn es ſich um Ge⸗ 
richte mit 50 g Fleiſch handelt. Sollte dieje Erwartung enttäuſcht 
werden, ſo müßte eine Preisherabſetzung ins Auge gefaßt werden, 
insbeſondere bei den 50⸗g⸗Gerichten, für die bisher eine Preis- 
herabſetzung um 0,10 RM nur wahlweiſe vorgeſehen ift (8 10 
Abi. 4). Die Größe der Portionen wird einerſeits dadurch be- 
ſtimmt, daß ſie ſättigend ſein müſſen, andererſeits durch die Vor⸗ 
ſchrift, daß ſie nicht verkleinert werden dürfen und in ihrer Größe 
friedensmäßig — Fleiſch ausgenommen — fein müſſen (8 10 
Abſ. 4). Die Speiſekarte muß den Vermerk tragen, daß Kartoffeln 
auf Verlangen nachgereicht werden. Dabei iſt ſicherzuſtellen, daß 
dem Gaſt, der Kartoffeln nachverlangt, dieſe ſo rechtzeitig gebracht 
werden, daß er ſie auch noch zum Gericht verzehren kann. Eine 
Verkleinerung der Portionen enthält eine Umgehung der Höchſt⸗ 
preisvorſchriften und ift ſtrafbar. In der Ablehnung der Nad- 
lieferung von Kartoffeln liegt ebenfalls eine ſolche Umgehungs⸗ 
handlung. Als in dieſem Sommer bei vielen Gaſtſtätten die Ver⸗ 
kleinerung der Eſſenportionen beanſtandet werden mußte, verſuchten 
die Gaſtſtättenbeſitzer ſich damit zu entſchuldigen, daß ſie nicht 
genügend Gemüſe oder Salat zu kaufen bekämen. Dieſe Gaſt⸗ 
ſtättenbeſitzer waren im Unrecht, weil fie trotz Verkleinerung der 
Portionen dieſelben Preiſe wie vorher genommen haben. Es tanm 
vorkommen — insbeſondere in der Saiſon —, daß wegen vor⸗ 
übergehender Verſorgungsſchwierigkeiten die Portionen geſtreckt 
werden müſſen. Dann müſſen aber gleichzeitig ohne beſondere Auf⸗ 
forderung die Preiſe entſprechend geſenkt werden, jo daß ein Ges 
deck z. B. ſtatt 1,40 RM nur 1,30 RM toftet. Die in der Preis- 
anordnung feſtgeſetzten Preiſe find doch nur Höchſtpreiſe. Es muß 
daher erwartet werden, daß die Spanne nicht immer voll aus⸗ 
genutzt wird, insbeſondere aber dann nicht, wenn Menge oder 
Güte geringer werden. 

Die Beſtimmungen über die Mittagsgedecke ($ 10 
AbT. 2) find umgeſtaltet. In Zukunft gibt es nur noch das Gedeck 
ohne Rachtich zum Preiſe wie bisher mit Ausnahme der 
Gruppe III, für die eine Erhöhung um 0,10 RM eingetreten iſt. 
Wer Nachtiſch zum Gedeck wünſcht, muß ihn beſonders beſtellen 
und bezahlen, und zwar in allen Preisgruppen einheitlich mit 
0,20 RM. Das bedeutet für die Gaſtſtätten der Preisgruppe I 
und II eine Beſſerſtellung um 0,10 RM, ſo daß die berechtigten 
Klagen, für 0,10 RM könne kein Nachtiſch hergeſtellt werden, 
verſtummen werden. Durch dieſe Neuregelung iſt erreicht, daß in 
allen 3 Preisgruppen eine Beſſerſtellung der Gaſtſtättenbeſitzer 
erfolgt iſt, ohne daß gleichzeitig eine fühlbare Belaſtung der Gäſte 
eingetreten iſt — im Gegenteil bedeutet der Fortfall des Nach⸗ 
liſchzwanges eine erhebliche Verbilligung des Gedecks für die 
Gäfte, abgeſehen davon, daß Nährmittel⸗ oder Brotmarken ein⸗ 
geſpart werden können. Neben dem erſten Gedeck kann unter 
beſtimmten (ſchon früher geltenden) Vorausſetzungen ($ 10 Abſ. 3) 
noch ein 2. Gedeck angeboten werden, über deſſen Zuſammenſetzung 
keine Vorſchriften gemacht ſind. Die Wirte, die die Erlaubnis zur 
Auflegung eines 2. Gedecks von der Wirtſchaftsgruppe Gaſt⸗ 
ſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe erhalten, müſſen von ihr der 
Preisüberwachungsſtelle namentlich genannt werden. 

Alle Speiſenpreiſe ſind berechnet unter Zugrundelegung von 
Portionen, für die 100 g Fleiſch oder 250 g Fiſch (Brutto⸗ 
gewicht!) verwendet ſind. Daraus ergibt ſich ſchon, daß bei Abgabe 
fleiſchfreier Gerichte der Preis zu ſenken iſt. Der Preisabſchlag muß 
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mindeſtens 0,10 RM betragen (§ 10 Abſ. 4 u. 2). Auch für 
Dae Gerichte gilt die Beſtimmung, daß ſie ſättigend ſein 
müſſen. 

Neu iſt die Feſtſetzung von Kalkulationsſpannen für 
ſolche Speiſen, für die Höchſtpreiſe nicht feſtgeſetzt find (8 10 
Abſ. 5). Bisher war hierfür lediglich vorgeſchrieben, daß ſchrift⸗ 
liche Kalkulationen angefertigt und 2 Jahre lang aufbewahrt 
werden mußten. Gerade aus den Kreiſen der Gaſtſtättenbeſitzer iſt 
der Wunſch laut geworden, doch feſte Spannen feſtzuſetzen, damit 
die vielen Beanſtandungen der Preisüberwachungsbeamten wegen 
angeblich zu hoch kalkulierter Speiſen aufhören. 


Außerdem war die Feſtſetzung feſter Spannen aber auch er⸗ 
forderlich, weil in einigen Gaſtſtätten die Preiſe der Abendgerichte 
gegenüber den Preiſen für Mittagsgedede überhöht erſchienen. 
Die Kalkulationen müſſen vor Abgabe des Gerichts bereit liegen 
und jetzt 3 Jahre lang aufbewahrt werden. Das macht auch keine 
Schwierigkeiten, weil ſich die Kalkulationen im Laufe der Zeit 
kaum weſentlich ändern dürften. Die Spannen von 70% bzw. 
80% bzw. 110% entſprechen den Spannen, mit denen ein gut 
geführter Betrieb bisher gerechnet hat. Weniger wirtſchaftlich arbei⸗ 
tende Betriebe können nicht damit rechnen, daß ihnen höhere 
Spannen zugebilligt werden, denn es iſt nicht Aufgabe der Preis⸗ 
behörden, mangelhafte Leiſtungen durch höhere Preiſe zu belohnen. 
Auch hier ſteht wie im ganzen Wirtſchaftsleben das Leiſtungs⸗ 
prinzip im Vordergrund. 

Beſonderen Wert ſollten die Gaſtſtätten auf ein gutes marken⸗ 
freies Stammgericht legen. Gerade heute, wo viele Volks⸗ 
genoſſen fern von ihrer Familie arbeiten und daher in Gaſtſtätten 
ſpeiſen müſſen, it es wichtig, ein billiges und markenfreies, aber 
ſättigendes Gericht erhalten zu können. Es beſteht daher die 
Vorſchrift, daß das Stammgericht während der ganzen Dauer der 
Speiſezeit — mittags und abends — bereitgehalten werden muß. 
Da ein ſolches Stammgericht ſchnell und einfach zubereitet werden 
kann, gibt es keine Entſchuldigung, wenn abends ein Stammgericht 
nicht mehr angeboten wird, weil es angeblich bereits mittags aus⸗ 
verkauft ift Es ſpricht auch von wenig ſozialem Verſtändnis, 
wenn eine Gaſtſtätte wochenlang, Tag für Tag, dasſelbe Stamm⸗ 
gericht anbietet. Darin kann ſchon der Verſuch erblickt werden, die 
Gäſte von der Beſtellung des Stammgerichts abzuhalten. Auch 
dafür werden ſich die Preisbehörden intereſſieren! Vielfach iſt der 
Wunſch geäußert, zum Stammgericht gegen Hergabe von 50 g 
Fleiſchmarken eine Fleiſchzulage zu erhalten. Dafür bedarf es keiner 
beſonderen Preisbeſtimmung, denn für dieſen Fall wird das 
Stammgericht zum Tellergericht. (§ 10 Abſ. 6.) 


Für den Ausſchank von Bier unterſchied man bisher nur. 
2 Preisgruppen, und zwar galten für die Lokale der Preis⸗ 
gruppe I und II dieſelben Preiſe. Hier war eine Anderung er- 
forderlich, weil einerſeits kein vernünftiger Grund beſteht, einfachen 
Lokalen dieſelbe Spanne zuzubilligen wie den Lokalen mit 
höherem Aufwand, und weil andererfeits die von der Preis- 
überwachungsſtelle und Wirtſchaftsgruppe im Juli dieſes Jahres 
(vgl. Beilage Nr. 14 zur Danziger Wirtſchaftszeitung) geforderte 
Preisſenkung eine neue Preisfeſtſetzung bedingt. Die Überprüfung 
von Gaſtſtätten der Preisgruppe! hat oft ergeben, daß ein kriegs⸗ 
wirtſchaftlich nicht gerechtfertigter Gewinn vorlag, fo daß eine 
Senkung der Bierpreiſe für dieſe Gruppe erforderlich iſt. Die Neu⸗ 
regelung ſieht daher folgendes vor: 

Die bisherigen Preiſe ſind als Höchſtpreiſe der Gruppe II 
bzw. Gruppe III beſtehen geblieben, während für die neu geſchaf⸗ 
fene Gruppe I ein Preis von 0,74 RM pro Liter feſtgelegt wird, 
der mit 0,10 RM pro Liter unter dem bisherigen Preiſe liegt. 
(8 2.) Dieſe Preisſenkung ift gar nicht fo einſchneidend, wie es 
zuerſt ausſieht, weil viele verantwortungsbewußte Gaſtſtätten⸗ 
beſitzer bisher ſchon von fih aus die Höchſtſpanne nicht ausgenutzt 
haben und auch auf Grund von 8 22 der Kriegswirtſchaftsver⸗ 
ordnung nicht ausnutzen durften. Dieſe Preisſenkung kommt gerade 
dem Teil der Bevölkerung zugute, der nicht über reichliche Geld⸗ 
mittel verfügt, im Bier aber ein notwendiges Nahrungsmittel ſieht. 

Die Preiſe für Flaſchenbier haben in der Preisgruppe II 
und III eine geringfügige Senkung erfahren. Wichtiger iſt die Be⸗ 
ſtimmung, daß dieſenigen Betriebe, die vor dem 30. 9. 1940 be⸗ 
reits Flaſchenbier über die Straße verkauft haben, dieſen Verkauf 


nicht einſtellen dürfen (8 2 Abf. 6). Das ergibt ſich zwar ſchon 
aus der Oſtpreisſtopperordnung, in der eine Verſchlechterung der 
Lieferungsbedingungen ausdrücklich verboten iſt, doch erſchien ein 
ſolcher Hinweis zur Klarſtellung unbedingt erforderlich, da etm- 
zelne den Verkauf über die Straße bereits eingeſtellt hatten. 


Die Regelung der Preiſe für Pilſener Urquell, Ex⸗ 
portbier und Spezialbier von Brauereien, die außerhalb 
des Reichsgaues liegen, iſt neu. Die bezirkseinheitliche Feſtſtellung 
dieſer Preiſe war ein dringendes Bedürfnis. Die Preiſe entſprechen 
denen, die 3. Zt. gefordert werden (8 2 Abſ. 3 und 4). 


Bei den Spirituoſenpreiſen ($ 3) iſt die Preis⸗ 
gruppe IV, die praktiſch niemals eine Rolle geſpielt hat, ver⸗ 
ſchwunden. Die Preiſe, die ſich bisher einſchließlich Kriegszuſchlag 
verſtanden, ſind jetzt ausſchließlich Kriegszuſchlag feſtgelegt. Das 
erſchien als zweckmäßig mit Rückſicht darauf, daß die Höhe des 
Kriegszuſchlags Schwankungen unterliegt, wie die verſchiedenen 
Anderungen gezeigt haben. Die am 3. 11. 1941 eingetretene 
Erhöhung des Kriegszuſchlags darf auf die Verbraucher abge⸗ 
wälzt werden, während der Kriegszuſchlag in der bisherigen Höhe 
von den Gaſtwirten im Bezirk freiwillig getragen wurde. An dieſer 
Regelung iſt feſtgehalten und die neuen Preiſe ſind entſprechend 
gebildet. Mit Rückſicht auf die Qualitätsverſchlechterungen, die 
entweder dadurch eingetreten ſind, daß einige Rohſtoffe nicht er⸗ 
hältlich jind, oder dadurch, daß die Spirituoſen nicht mehr lange 
genug gelagert werden können, mußten einige Preisermäßigungen 
3. B. bei Konſumlikören und Machandel erfolgen. Andererſeits 
it den Firmen, die heute ebenfalls Machandel zu 38% her- 
ſtellen, ein höherer Preis zugebilligt. Die bisherige Unterſcheidung 
in Qualitätsliköre I und II war unzureichend, weil es eme ganze 
Reihe von Likören gibt, die nicht als Qualitatsliköre angeſprochen 
werden können. Es iſt daher eine Neueinteilung erfolgt in 
Qualitätsliköre I, die insbeſondere die einheimiſchen Markenliköre 
umfaſſen, und in ſonſtige Liköre, unter die auch die ſogenannten 
Qualitätsliköre Il fallen. Markenliköre, die außerhalb des hiejigen 
Reichsgaus hergeſtellt und in Originalflaſchen ausgeſchänkt 
werden, dürfen in Zukunft beſonders kalkuliert werden. ($3 ADT. 2) 
mit Spannen von 100%, 150 % oder 200 % je nach der Preis- 
gruppe. Hierunter fallen auch, obwohl es nicht ausdrücklich geſagt 
it, Spezialweinbrände, die mit franzöſiſchem Cognac verſchnitten 
ſind. Die im Vergleich mit Elbing und den übrigen Oſtgebieten 
überhöhten Preiſe für Grog ſind ermäßigt und gleichzeitig ange⸗ 
meſſene Preiſe für Glühwein und Seehund feſtgeſetzt. 


Die Preiſe für Mineralwaſſer, Selter, Limo⸗ 
nade uſw. (8 4) ſind der Preisgruppeneinteilung angepaßt unter 
gleichzeitiger Senkung der Preiſe. Die Erfahrung hat gelehrt, daß 
die meiſten Gaſtſtätten ſchon von ſich aus die bisherigen Höchſt⸗ 
preiſe, die auf Grund der alten Verordnung aus dem Jahre 1932 
genommen werden durften, nicht beanſprucht haben. Da außerdem 
der Verzehr alkoholfreier Getränke im Intereſſe der Volksgeſund⸗ 
heit gefördert werden ſoll, war eine Preisherabſetzung ein drin⸗ 
gendes Erfordernis. 

Die Beſtimmungen über Kaffee, Tee, Kakao und 
Milch (5 5) Find jetzt klar und überſichtlich gefaßt. Der Aus- 
nahmepreis für eine Taſſe Kaffee in einer Dorkgaſtſtätte mit 
RM 0,15 iſt fallen gelaſſen, da einmal Kaffee in Dorfgaſtſtätten 
keine große Rolle ſpielt und zum andern gerade in Dorfgaſtſtätten 
jede Taſſe Kaffee einzeln aufgebrüht werden muß, was einen er⸗ 
heblichen Arbeitsaufwand beanſprucht. In der letzten Zeit konnte 
beobachtet werden, daß Gaſtſtätten dazu übergehen, Kaffee grund⸗ 
ſätzlich ohne Milch oder ohne Zucker abzugeben, ohne den Preis 
entſprechend zu ermäßigen. Darin liegt eine ſtrafbare Verſchlech⸗ 
terung der Lieferungsbedingungen. Es war daher notwendig, den 
Zuſatz aufzunehmen, daß ſich die Preiſe einſchließlich Milch und 
Zucker verſtehen. Der Preis für ein Kännchen Kaffee mit. 
2½ Taſſen darf das Doppelte des Preiſes einer Taſſe betragen 
(8 5 Abi. 2). Dieſe Beſtimmung will nur einen Maßſtab geben 
und beſagen, daß ein Kännchen ſtets etwas billiger ſein muß, als 
die gleiche Menge Kaffee, die in Taſſen ausgeſchänkt wird. Wer 
alſo Kännchen hat, in die nur 2 Taſſen hineingehen, muß den 
Preis entſprechend ſenken. Der Klarheit halber ſei ausdrücklich be⸗ 
tont, daß auch Bahnhofsgaſtſtätten unter dieſe Regelung fallen. 
Sie dürfen daher nicht die vom Reichskommiſſar für die Preis⸗ 
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bildung in feinem Runderlaß Nr. 90,41 feſtgeſetzten Preiſe, die 
zudem nur Höchſtpreiſe ſind, nehmen. . 

Die Breife für Speifeeis find mit Rückſicht auf die ſtark 
geſunkene Qualität des Eiſes erheblich herabgeſetzt. Die meiſten 
Gaſtſtättenbeſitzer nehmen ſchon feit längerer Zeit die jetzt fefta 
ge Preiſe, ein Zeichen dafür, daß diefe durchaus angemeſſen 

nd. ! 
Neu iſt die Feſtſetzung von Preiſen für Garderobe ($ 13) 
und von Spannen für den Ausſchank von Wein ($ 6) und den 
Verkauf von Gebäck (8 9). 


Die Regelung der Spannen für den Ausſchank von Wein, 
Schaumwein und Moſt war mit Rückſicht auf die ſtark 
unterſchiedliche Preisgeſtaltung dringend erforderlich. Sie liegt auch 
durchaus im Intereſſe derjenigen Betriebe, die ſchon immer mit 
volkswirtſchaftlich gerechtfertigten Spannen kalkuliert haben, und 
richtet ſich nur gegen die Gaſtſtätten, die durch überhöhte Spannen 
einen ungerechtfertigten Gewinn erzielt haben. Die Neuregelung 
lehnt ſich an die vom Reichskommiſſar für die Preisbildung in 
feinem Runderlaß Nr. 38/41 betr. Feſtſezung von Höchſtſpannen 
beim Weinausſchank gegebenen Richtlinien an und deckt ſich wörtlich 
mit dem Wortlaut der vom Reichskommiſſar für die Preisbildung 
herausgegebenen Muſteranordnung. Die Spannen ſind unter Be⸗ 
rückſichtigung der in den benachbarten Gauen üblichen Spannen 
feſtgeſetzt. Mit Rückſicht auf die beſondere Struktur des Re- 
gierungsbezirks Danzig liegen hier die Spannen höher als in den 
übrigen Regierungsbezirken des Reichsgaues. Bei der Feſtlegung 
der prozentualen Spannen mußte weiter in Betracht gezogen 
werden, daß die Weine in den letzten beiden Jahren im Einkauf 
bedeutend teurer geworden ſind, ſo daß die noch vor Jahren üblich 
geweſenen Spannen heute nicht mehr gerechtfertigt ſind. Die An⸗ 
ordnung des Reichsſtatthalters — Preisbildungsſtelle — vom 
30. 7. 1940 an den Weinbauwirtſchaftsverband Oſtdeutſchland 
betr. die Weine alter Jahrgänge, ſoweit ſie ſich vor dem 1. 9. 1939 
in dem früher polniſchen Zollgebiet befanden, bleibt unberührt. 
Mit Rückſicht auf die Förderung des Verzehrens alkoholfreier Ge⸗ 
tränke find die Spannen für M ofte und Moſtgetränke niedriger 
feſtgeſetzt. 

Die Preisregelung für Gebäck bedeutet eine Verbeſſerung 
zugunſten der Gaſtſtätten. Bisher waren die Gaſtſtätten beim 
Verkauf von Gebäck meiſtens nur auf den ihnen vom Bäcker ein⸗ 
geräumten Rabatt angewieſen. Da ſie hiermit nicht auskommen 
konnten, gingen ſie zum Teil ſchon dazu über, den Verkauf von 
Gebäck einzuſtellen oder wenigſtens ſtark einzuſchränken, um ſo 
das Riſiko zu vermindern. Es war daher notwendig, den Gaſt⸗ 
ſtätten beim Verkauf von Gebäck einen Aufſchlag von 10 0% 
zuzubilligen. Dieſer Aufſchlag kann aber nicht ſolchen Betrieben 
gewährt werden, die über eine eigene Bäckerei oder Konditorei 
verfügen. Dieſe verdienen, wenn ſie das Gebäck zum Ladenver⸗ 
kaufspreis verkaufen, bereits bei der Herſtellung, ſo daß es volks⸗ 
wirtſchaftlich nicht gerechtfertigt iſt, ihnen noch eine weitere Han⸗ 
delsſpanne zuzubilligen. Dagegen mußte den Saiſon- und Aus- 
flugsbetrieben, die ſtark vom Wetter abhängig ſind und daher 
mit einem größeren Riſiko arbeiten, wegen der leichten Verderb⸗ 
lichkeit des Gebäds eine zuſätzliche Spanne zugeſtanden werden. 
Sie dürfen während der Saiſon vom 1. 5. bis 31. 8. auf ein 
Stück Gebäck bis zum Verkaufspreis von 0,15 RM einen Zu⸗ 
ſchlag von 0,05 RM und beim Verkaufspreis über 0,15 RM 
einen Zuſchlag von 0,10 RM nehmen (8 8 Abſ. 3). Diefer Zus 
ſchlag entſpricht dem im 8 11 feſtgeſetzten Muſikaufſchlag. Dar⸗ 
über hinaus darf ein beſonderer Muſikaufſchlag bei Konzertver⸗ 
anſtaltungen nicht mehr erhoben werden, ſo daß der Preis für 
Kuchen in dieſen Lokalen ſtets derſelbe iſt, gleichgültig, ob Muſik 
iſt oder nicht. Dieſes iſt der einzige Fall, in denen Saiſon⸗ 
betrieben ein beſonderer Zuſchlag zugeſtanden ift ($ 10 Abſ. 7). 
Darüber hinaus Anträge zu ſtellen, verſpricht kaum Erfolg. 


Der Muſikaufſchlag iſt jetzt einheitlich geregelt (§ 11). 
Er liegt zwiſchen 5 und 10 Pfennig je Glas, Taſſe, Stück oder 
Portion. Es darf aber nicht dazu führen, daß 3 B. Bier nur 
noch in kleinen Gläſern ausgeſchankt wird, denn darin würde 
eine Umgehungshandlung liegen. Auch darf der Aufſchlag nur 
in ſolchen Räumen verlangt werden, in denen die Muſik deutlich 
zu hören iſt. Es genügt nicht, daß ab und zu einmal ein paar 
abgeriſſene Töne das Ohr des Gaſtes erreichen (3. B. auf der 
Terraſſe, wenn weit im Innern des Lokals zwei Mann muſi⸗ 
zieren), ſondern der Gaſt muß einen Genuß von der Muſik haben 
können. 

Leider muß immer wieder feſtgeſtellt werden, daß das Be⸗ 
dienungsperſonal nicht auf Pfennig rechnung ſieht, ſondern 
großzügig nach oben aufrundet oder den Bedienungszu⸗ 


Lest Eure Fachzeitung, Ihr bewah 


ſchlag auch auf den Kriegszuſchlag und die Getränkeſteuer be⸗ 
rechnet. Um das von vornherein auszuſchließen, ſind die in der 
Preisanordnung feſtgeſetzten Preiſe ohne Kriegszuſchlag 8 2 
Abi. 10, $ 3 Abſ. 4) und ohne Getränkeſteuer berechnet, fo daß 
Kriegszuſchlag und Getränkeſteuer ohne Schwierigkeiten geſondert 
in Rechnung geſtellt werden können. Es iſt erforderlich, das Be⸗ 
dienungsperſonal immer wieder auf das Strafbare einer falſchen 
Berechnungsweiſe hinzuweiſen. Um dem Gaſt auch eine beſondere 
Kontrolle der Abrechnung zu ermöglichen, iſt angeordnet, daß 
ihm auf ſein Verlangen eine ſchriftliche Abrechnung erteilt wer⸗ 
den muß (8 12). Gerade heute, wo viel ungeſchultes Perſonal 
zur Bedienung verwandt werden muß, ſollten die Gaſtſtätten⸗ 
beſitzer prüfen, ob ſie nicht von ſich aus ihren Angeſtellten eine 
ſchriftliche Abrechnung zwingend vorſchreiben wollen. 


Auch hinſichtlich der Preis aus zeichnung erfolgen noch 
häufig Beanſtandungen. Die Preisauszeichnung muß, auf eine 
kurze Formel gebracht, fo fein, daß der Gaſt in der Rage ift, 
von jedem Platz des Lokals aus die Preiſe vor Beſtellung ohne 
weiteres feſtſtellen zu können, ſei es an Hand der auf den 
Tiſchen ausliegenden, ſei es auf Grund der an den Wänden 
hängenden Preisverzeichniſſe. Vielfach wird für das Fehlen der 
Tiſch⸗Preisverzeichniſſe als Entſchuldigung vorgebracht, dieſe wür- 
den immer von den Gälten mitgenommen. Dann muſſen eben 
genügend Preisverzeichniſſe an den Wänden aufgehängt werden, 
und zwar an ſichtbaren Stellen und in ausreichender Größe. In 
den Preisverzeichniſſen ſind die Speiſen und Getränke ſo zu 
bezeichnen, wie fie in der Preisanordnung ſoweit geſchehen — 
benannt ſind. Außerdem ſoll die Preisgruppe jeweils auf dem 
Preisverzeichnis vermerkt ſein. Es darf keine Speiſe und kein 
Getränk verabfolgt werden, die nicht auf der Karte ſtehen, alſo 
ein abſolutes Verbot der Flüſterkarte. Auch wenn an Getränken 
zeitweiſe nur Bier vorhanden ift, muß dafür eine Preiskarte vor- 
liegen. 


Mit dem Inkrafttreten dieſer Preisanordnung am 1. 12. 
1941 wird die Unſicherheit, die vielfach im Gaſtſtättengewerbe 
herrſcht, beſeitigt und ein einheitliches Preisgefüge im ganzen 
Regierungsbezirk geſchaffen. Die neue Preisanordnung wird ſich 
wegen ihrer Uberſichtlichkeit in Kürze eingeſpielt haben. Alle 
mögen ſich aber, bevor ſie ihre Preisverzeichniſſe entſprechend 
ändern, darüber klar fein, daß auch die Preiſe im Gaſtſtätten⸗ 
gewerbe unter den § 22 der Kriegswirtſchaftsverordnung fallen! 
Sie müſſen den Grundſätzen einer kriegsverpflichtenden Bolts- 
wirtſchaft entſprechen und gegebenenfalls weit unter den feſtgeſetz⸗ 
ten Höchſtpreiſen liegen. 


Sofern ſich aus der neuen Preisanordnung noch Unklar 
heiten ergeben ſollten, werden dieſe von der Preisüberwachungs⸗ 
ſtelle im Benehmen mit der Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und 
Beherbergungsgewerbe geklärt werden, wie überhaupt die gute 
und verſtändnisvolle Zuſammenarbeit beider Stellen viel dazu 
A hat, die neue Preisanordnung in kurzer Zeit fertig⸗ 
zustellen. 
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Preisanorönung für das Gaftjtättengewerbe im Kegierungsbezirk Danzig 


Auf Grund des Geſetzes zur Durchführung des Vierjahres⸗ 
planes — Beſtellung eines Reichskommiſſars für die Preisbildung 
vom 29. Oktober 1936 (Reichsgeſetzbl. I S. 927) und der Erſten 
Anordnung über die Wahrnehmung der Aufgaben und Befugniſſe 
des Reichskommiſſars für die Preisbildung vom 12. Dezember 
1936 (Deutſcher Reichsanz. Nr. 291) ſowie der Verordnung über 
die Preisbildung in den eingegliederten Oſtgebieten vom 20. Ja⸗ 
nuar 1940 und 24. September 1941 (Reichsgeſetzbl. I S. 210 und 
S. 596) und der mir durch den Herrn Reichsſtatthalter — Preis⸗ 
bildungsſtelle — in Danzig erteilten Ermächtigung ordne ich 
hiermit folgendes an: 


8 1 
Höchſtpreiſe und Höchſtſpannen 
Die unten feſtgeſetzten Preiſe und Spannen ſind Höchſtpreiſe 
und Höchſtſpannen, die nicht überſchritten werden dürfen. Betriebe, 
deren Koſtenlage einen niedrigeren Preis rechtfertigt, ſind ver⸗ 
pflichtet, entſprechend niedrigere 11 zu fordern. 


Biere 
) Ausſchank von Lagers oder Malzbier in Gaſtſtätten: 
oo Ms Han U Ho % Yı Liter 


Preisgruppe | 11 15 28 31 an 74 Rpf 
Preisgruppe Il r El er ? ag 
Preisgruppe Ill ae, al 19 
(2) Ausſchank von Elbinger Malzbier (einfach) in Gaſtſtätten: 
% 0 Yan Um % 0% 1 Liter 
Preisgruppe 1 Fin e a e 24 cd RNpf 
Preisgruppe Il 8 at 13 il ee 5) 
Preisgruppe III e e e ee 230; ee . 
(3) Ausſchant von Export⸗ oder Spezialbier von Brauereien 
außerhalb des Reichsgaues Danzig⸗Weſtpreußen: 
Preisgruppe 12 Rpf für 1/10 Liter 
Preisgruppe II 15 Rpf für ½¼0 Liter 
Preisgruppe HI e 16 Rpf für ¼0 Liter 
(4) Ausſchank von Pilſner Urquell in Gaſtſtätten: 
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Preisgruppe 16 Rpf für 1/19 Liter 
Preisgruppe II n 18 Rpf für 1/19 Liter 
Preisgruppe III 1 20 Rpf für / Liter 
(5) Verkauf von Flaſchenbier in Gaſtſtätten: 

%%% / J½ lter 
Preisgruppe 8 27 42 Rpf 
Preisgruppe II und MI. . . 29 30 48 „ 
Cib de ;;; 15 


in allen Preisgruppen 

(6) Verlauf von Flaſchenbier über die Straße: 
eee ee e ee 
2l DD as; 
Betriebe, die am 30. September 1940 bereits Flaſchenbſer 
über die Straße verkauft haben, dürfen dieſen Verkauf nicht eim- 
I Ausſchank von Weißbier und Graetzerbier in Gaſtſtätten: 


Weißbier ohne Saft 40 Rpf 
Weißbier mit Saft 55 „ 
Graetzer bier 60 „ 


(8) Beim Ausſchank von Edelpils, Elbinger Pilſener und 
Elbinger Ulrich Spezial darf nur der Preisunterſchied gegenüber 
dem Lagerbier aufgeſchlagen werden. Im einzelnen dürfen höch⸗ 
ſtens folgende Zuſchläge berechnet werden: 

für: 9/0 4/0 son / % % 0 r 
Aufſchlag: 1 2 2 2 — 6 Rpf 

une Sämtliche Preiſe gelten für Lager⸗ oder Malzbier mit 
einem Stammwürzegehalt von 9—10,3 0%. Bei Bier mit niedri⸗ 
gerem Stammwürzegehalt muſſen die Hochſtpretſe ermäßigt werden 
Der Betrag, um den die Preiſe mindeſtens zu ſenken ſind, wird 
von der Preisüberwachungsſtelle feſtgeſetzt. mi \ 

(10) Sämtliche reife verſtehen ſich ausſchließlich Kriegs⸗ 
zuſchlag. Der Kriegszuſchlag it jeweils geſondert in Rechnung zu 
ſtellen und für die einzelnen Gemäße wie folgt zu berechnen: 


J Liter 


han ½0 5/0 "a0 Als J 20 Sog % . Liter 
2 3 4 4 5 5 6 7 14 Rpf 
83 
Spirituoſen 
Preisgruppe 
ee p I II 
(1) Trinkbranntwein (auch mit Punkt) 2,5 14 19 24 Rpf 


* Ii 2A 


Machandel unter 38 % 
n A 


Machandel ab 38 % 


Tafel-Madandel . - - eee 
Meinbrandverſchnitt „ 24 29 34 p 
Weinbrand (Cabinet „ 34 39 44 „ 
Steinhäger (echt weſtfäliſch) in eg 


Preisgruppe 
ctl I 

ionitiget ib a a a a y 

Qualiiätsliiöre I (einheim. Markenliköre) „ 29 34 39 

ſonſtige Qilöre (auch Qual.⸗Liköre I) „ 21 26 31 

Deo on ! 

Grog von Kunſtrum „ 33 38 43 

Grog von Arrak. St 

Grog von Rotwein 

Glühwein (unvermiſchter Rotwein mit 

eee LE N ie 

Seehund (unvermiſchter Weißwein 

mik Zutat) 20 60 0 80 

(2) Markenliköre, die außerhalb des Reichsgaues Danzig- 
Weſtpreußen hergeſtellt und in Originalflaſchen ausgeſchänkt 
werden, dürfen mit folgenden Spannen, auf den Einſtandspreis 
kalkuliert werden: 

Preisgruppe I II III 
Spanne 100% 150% 200 % 

(3) Falls andere Gemäße verwandt werden, ſo ſind die 

Preiſe entſprechend zu bilden. 


(4) Die Preiſe verſtehen fih ausſchließlich Kriegszuſchlag. 
8 4 


20 60 70 80 „ 


Mineralwaſſer, Selter uſw. 
(1) In Gaſtſtätten und Trinkhallen gelten ſolgende Preiſe: 


Einſtands⸗ Preisgruppe 
preis 1 II III 

Selterwaſſer 35 cem 10 18 22 30 Rpf 
Sodawaſſer, Kleinflaſchhe 10 D e 
Brauſelimonade 35 cm. 138 23028033 
Brunnen mit Gefhmat . ~... . 16 28 32 40 „ 
Zitronenwaſſer aus Naturzitrone 380 85 0 
Orangade und Fruchtſäfte .. 2000m 


n 
(2) Für den Verkauf aller übrigen Mineralwäſſer und Limo- 
naden in Gaſtſtätten und Trinkhallen werden folgende Spannen, 
die auf den Einſtandspreis zu berechnen ſind, feſtgeſetzt: 
Preisgruppe I H III 
Spanne 80% 100% 150% 
(3) Bei glasweilen Ausſchank dürfen höchſtens gefordert 
werden: 
für % 0 1 Selterwaſſer ; 
für 9/0 ! Erfriſchungsgetränk 


8 5 
Kaffee. Tee, Kakao, Milch 


9 Rpf pro Glas 
13 Rpf pro Glas 


an 
1) Malz, Roggen- oder Erſatzkaffee pro Taſſe 20 22 25 Ruf 
ſchwarzer Tee mit Milch oder 


DE = Fo: N , e ee e 
einheimiſche Tees 15 PEA AS ZEA 
Kakao 5 M Fe a NET 


Erfag-Ratao I E eee ee eee 

(2) Die Preiſe für Kaffee verſtehen ſich einſchließlich Milch 
und Zucker. Für Kännchen⸗Kaffee (etwa 2½ Taſſen) gelten die 
doppelten Preiſe. 

(3) Beim Ausſchank von Milch darf eine Spanne von 100 % 
nicht überſchritten werden. 


86 = 
Weine, Schaumweine und Moſte @ 

(Ii) Beim flaſchen⸗ und glasweiſen Ausſchank von deutſchem 
Weiß⸗ und Notwein und von ausländiſchen Wein und von 
Schaumwein dürfen folgende Bruttoverdienſtſpannen auf den 
Einſtandspreis nicht überſchritten werden: 

Preisgruppe 1 Ile u, Pl 
Spanne 80% 100% 140 0% 

(2) Die Spannen für kalte Moſte müſſen um mindeſtens 
20%, für zubereitete warme Moſtgetränke um mindeſtens 10% 
niedriger liegen. 

(3) Iſt der Gaſtſtätte die Weinverteilereigenſchaft von der 
Hauptvereinigung der deutſchen Weinbauwirtſchaft zuerkannt wor⸗ 
den, ſo dürfen auf den nach der Anordnung des Reichskommiſſars 
für die Preisbildung über die Feſtſetzung von Weinverteilerſpannen 
vom 25. Juni 1940 (Reichsanz. Nr. 150 vom 29. Juni 1940 
und Nr. 155 vom 5. Juli 1940) für die Abgabe an Wieder⸗ 
verkäufer zuläſſigen Preis aufgeſchlagen werden: 

Preisgruppe I H III 
Spanne 50% 70% 100% 

(4) Einſtandspreis im Sinne des Abſ. 1 iſt für deutſche 
Weiß- oder Rotweine der Ernten 1939 und ſpäter der von der 
Gaſtſtätte für den Wein tatſächlich gezahlte Preis, ſoweit er nach 
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der Anordnung des Reichskommiſſars für die Preisbildung über 
die Feſtſetzung von Meinverteilerfpannen vom 25. Juni 1940 
Deutſcher Reichsanz. Nr. 150 vom 29. Juni 1940 und Nr. 155 
vom 5. Juli 1940) zuläſſig iſt. Zum Einſtandspreis dieſer Weine 
gehören nicht die tatſächlichen Aufwendungen der Weinverteiler 
und der Gaſtwirte für Gebinde, Flaſchen, Verpackung, die Abfüll⸗ 
koſten und die radi; dieſe Untoften dürfen außer der nach 
Abi. 1 zuläſſigen Bruttoverdienſtſpanne berechnet werden. Für 
utide Weiß⸗ und Rotweine aus den Ernten vor 1939, für 
ausländiſche Weine und für Schaumweine gilt als Einſtandspreis 
der Einkaufspreis. 

5) Zur Abgeltung der den Gaſt⸗ und Schankwirtſchafts⸗ 
betrieben entſtandenen Abfüllkoſten dürfen je 1⸗Liter⸗Flaſche höch⸗ 
ſtens 12 Rpf, ie 0,25 bis 0,72⸗Liter⸗Flaſche einſchließlich Aus- 
ſtattung höchſtens 15 Rpf berechnet werden. 

(6) Wird der Wein mindeſtens 1 Jahr im Betrieb gelagert, 
ſo darf zur Abgeltung der Lagerunkoſten für jedes Jahr der 
Lagerung ein Zuſchlag von höchſtens 10 v. H. des Einſtandspreiſes 
erhoben werden. Die rift von einem Jahr beginnt früheſtens 
mit dem allgemein beſtimmten Termin für die Erzeugerpreiſe nach 
dem zweiten Abſtich jedes Weinjahrganges. 


MAME 7 
Speiſeeis 
Preisgruppe 
II III 
Speifeeis, große Portion. . 30 40 50 Rpf 
f 0 60 oh 
ones 60 70 80 i5 


9 8 
Ta bak⸗ und Süßwaren 
Tabak⸗ und Süßwaren ſind in ſämtlichen Gaſtſtätten zu 
Kleinverkaufspreiſen abzugeben. Auf den Grundpreis darf höch 
ſtens ein Bedienungszuſchlag von 10% verlangt werden, ſofern 
dieſer bisher üblich war. b 
8 


Backwaren 

(1) Gaſtſtätten, die Backwaren von Bäckereien oder Kon- 
ditoreien beziehen, dürfen auf die Ladenverkaufspreiſe höchſtens 
10% aufſchlagen. Gaſtſtätten mit eigener Bäckerei und Konditorei 
dürfen dieſen Zuſchlag nicht nehmen. 

(2) Anerkannte Ausflugs⸗ und Saiſonbetriebe dürfen wäh- 
rend der Saiſon vom 1. Mai bis 31. Auguft den in $ 11 Ab. 19 
feſtgelegten Aufſchlag nehmen, ohne Unterſchied, ob Muſikvorfüh⸗ 
rungen ſtattfinden oder nicht. 

(3) Die Anerkennung als Ausflugs⸗ oder Saiſonbetrieb 
erfolgt auf Antrag durch die Preisüberwachungsſtelle im Be⸗ 
nehmen mit der Wirtſchaftsgrunve Gaſtſtätten⸗ und Beherber⸗ 
gungsgewerbe. 

8 10 


Speiſen A 
Preisgruppe 
I II III 


(1) 1 Brötchen oder eine Scheibe 
Broß ess 

1 Scheibe Brot oder 2 halbe Brötchen 

mit Wurſt oder Käſe (50 g Brot, 

10 g Fett, 50 g Fleiſch oder 30 g 


0,04 0,04 0,04 RM 


SEO)... ar Sr Bu a ee ee eee 
1 Scheibe Brot oder 2 halbe Brötchen 

mit Brateg (Menge wie oben) . 0,35 0,40 0,45 „ 
einfache Salte (Heringsſalat u. a.) mit 

1 Scheibe Brot ee e eee 
Fleiſchſalat mit 1 Scheibe Brot wu 0,50 1060 0470 „ 
Tagesſuppe in Taſſen eridi Brühe mit 

Einlage 3 020 0% % 0 
Tagesſuppe in Tellern ( (Fleischbrühe von 

Würfeln je 0,05 RM billiger) 
Ochſenſchwanzſuppe Poh e ee e 
Ochſenſchwanzſuppe aus Doſen mA OHS ee ee 
Blut- oder Bockwurſt mit Kraut 0,60 0,70 0,80 „ 
Eisbein mit Kraut. y 0,90 1,10 1,20 „ 
Grützwurſt : A 0,60 0,70 0,80 „ 
Hausmacherſülze mit Brattartoffen 5 0,50 0,70 0,80 „ 
Bratklops 0,80 0,90 1,10 „ 
Kalbsgulaſch 8 0 15107 71,30 11,507 5, 
Kaſſeler mit Kraut s 1 1.20 1.80 „ 
Kalbſchnitzel oder Kalbsbraten mit Ge⸗ 

müſe 5 er 
Kotelett mit Gemüſe e "E30 16508 °7, 
Königsberger Klops. 0,70 0,80 1.— „ 
Rinderfilet mit Gemüſe ee ee, 
Rinderſchmorbraten mit Beilage 0.90 1,20 1,30 ,„ 
Rındernieren, pikant 5 1.— 110 130 „ 
Rinderbruft mit Meerrettich 8 e 1802 1,500, 
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Preisgruppe 
I II III 
Rinderrouladen mit Beilage 1,10 1,20 1,30 RM 
Rumſteak mit Beilage Ae eee e 
Schweinebraten mit Rotkohl oder Beilage 110 Al 2 "1505 
Ungariſch. Goulaſch mit Gurke ; 13,— 120 140 „ 
Wildgerichte (Braten mit Beilage auber 
Reh- und Hafenrüden) . ; 1540 1,60 1,80 „ 
Haſenrücken 16807 20 
Geflügel aller Art (Braten mit Beilage) 1580 20 2505 
halbe Hühnchen nach Gewicht. 
Gemüſeplatte einfach À 0,80 1, — 120 „ 
fr. Pfifferlinge mit Kartoffeln i 0,70 0,90 110 „ 
fr. Steinpilze mit Kartoffeln 0,80 1.— 120 „ 
1 Spiegelei mit Bratkartoffeln. 0,40 0,50 0,60 „ 
Rührei mit Bratkartoffeln 0,60 0,70 0,90 „ 
Aal (auch in Gelee) . e ne e 
Dorſch in Senfbutttte 0,80 1,.— 1,20 „ 
Dorſch gebraten (Filet) mit Kartoffeln 
oder Kartoffelſalat . 0,90 1,10 1,30 „ 
friſche Heringe gebraten m. Satztartoffen 0,60 0,80 1,.— „ 
2 Heringsklopſe 0,50 0,70 0,90 „ 
Hecht, grünern . 1,10 1,30 1.40 „ 
Königsberger Fleck, gebraten 0,80 0,90 1,.— „ 
Königsberger Fleck, gekocht 0,70 0,80 0.90 „ 
Maljeshering (einfach) mit Bratkartoffeln 
oder 2 Scheiben Brot ( en pogos 
10 Rpf pn: 0,50 0,60 0,70 „ 
Rollmops (grok) 0.20 028 030 25 
Schleie 130 10 7,2055 
Zander „ . 1,30 1.50 1,80 „ 
e i 0,30 0,40 0,50 „ 
) Die Preiſe für Mittagsgedecke betragen: 
h 


1. Gedeck Gauge, Hauptgang) 0,90 110 140 RM 
2. Gedeck i — 180 250 „ 

Auf Hetraggen des sche 518 Zum Gedeck Nachtiſch gereicht 
werden. Der Preis dafür beträgt in allen Gruppen einheitlich 
20 Rpf. An fleiſchloſen Tagen it der Gedeckpreis um mindeſtens 
10 Rpf zu ſenken. 

(3) Das 2. Gedeck darf nur angeboten werden, ſolange das 
1. Gedeck bereitgehalten wird. Es darf in der Preisgruppe II nur 
von ſolchen Gaſtſtätten geführt werden, die ausgeſprochene Speiſe⸗ 
lokale und auch in der Lage ſind, Gedecke beſonderer Güte 
liefern zu können. Die Genehmigung zur Führung des 2. Gedecks 
wird von der Preisüberwachungsſtelle im Benehmen mit der 
Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe aus⸗ 
ausgeſprochen. 

(4) Den een ſind als Kalkulationsgrundlage 1008 Fleiſch 
oder 250 g Fiſch (brutto) zugrunde gelegt. Im übrigen muſſen 
die Portionen mindeſtens dieſelbe Größe wie vor dem 1. Sep⸗ 
tember 1939 haben; ſie müſſen insbeſondere ſättigend ſein. Kar⸗ 
toffeln müſſen auf Verlangen ohne beſondere Berechnung nach⸗ 
gereicht werden. Bei Fleiſchgerichten mit 50 g ift ein Preis- 
abſchlag von mindeſtens 10 Rpf vorzunehmen oder die Beilage 
zu vergrößern. 

(5) Soweit Speiſen nicht aufgeführt ſind, dürfen ſie höchſtens 
mit folgenden Spannen auf die baren Auslagen (Rohmaterialien) 
kalkuliert werden: 

Preisgruppe 
I II III 
Spanne: 70% 90% 110 % 
Die Kalkulationen ſind 3 Jahre aufzubewahren. 

(6) Jede Gaſtſtätte, die Eſſen verabfolgt, hat neben den 
Gedecken und Speiſen nach der Karte während der ganzen Dauer 
der Speiſezeit (auch abends) mindeſtens je ein Tellergericht (einfach 
mit 50 g Fleiſch und 5 bis 10 g Fettmarken) und ein ſättigendes 
Stammgericht (markenfrei) zu nachfolgenden Preiſen bereitzuhalten: 

Preisgruppe 
I II III 
einfaches Tellergericht 0.70 0,80 0,90 RM 
markenfreies Stammgericht . eee TOGO e 
Soweit das Tellergericht aus einem Eintopfgericht beſteht, muß 
es wie das Stammgericht mindeſtens 2 Teller umfaſſen. 

(7) Saiſonzuſchläge ſind nicht zuläſſig. 

(8) Für Eſſen im Abonnement muß ein Preisabſchlag von 
mindeſtens 10% erfolgen. 
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Muſikaufſchlag 

(1) Bei Konzert⸗ und Tanzveranſtaltungen dürfen auf 
die Preiſe höchſtens folgende Zuſchläge erhoben werden: 
a) ber Bier, Spirituoſen, Mineralwaſſer, Limonade, Schankwein, 

Moſt, Kaffee, Tee, Kakao uſw. (88 2, 3, 4, 5, 6): 

5 Rpf pro Glas bzw. Taſſe, bei Konzertveranſtaltungen mit 

mehr als 2 Muſikern und bei Kabarettvorführungen 0,10 RM, 


b) bei Flaſchenweinen (8 6): 30% auf den Einſtandspreis, bei 
Konzertveranſtaltungen mit mehr als 2 Muſikern und bei 
Kabarettvorführungen 50 %. 

c) bei Speiſeeis (8 7): 10 Rpf pro Portion. 

d) bei Backwaren (8 9): 
bis zum Verkaufspreis von 0,15 NM 5 Rpf pro Stück. 
bis zum Verkaufspreis über 0,15 RM 10 Rpf pro Stück. 
(2) Der Muſikaufſchlag darf nur nur in Räumen erhoben 

werden, in denen die Muſik deutlich zu hören iſt und erſt eine 

Stunde vor Beginn des Konzerts oder der Veranſtaltung. 

(3) Soweit Einttitts⸗ oder Tanzgeld bei Muſikveranſtal⸗ 
tungen erhoben wird, darf daneben kein Muſikzuſchlag erhoben 
werden. 5 

ga! 


Abrechnung 

1) Auf Gemeindegetränkeſteuer und Kriegszuſchlag darf kein 
Bedienungsgeld erhoben werden. 

(2) Die Abrechnung hat genau auf Pfennigbeträge zu er⸗ 
folgen. Aufrundungen auf volle Pfennige find nur geſtattet, wenn 
der Bruchteil mindeſtens 0,5 Rpf beträgt. 

(3) Der Bedienungszuſchlag darf höchſtens 10 % betragen. 
Erfolgt in Betrieben die Bedienung durch den Wirt, den Büfettier 
oder deren Familienangehörige, ſo iſt ein Bedienungszuſchlag nicht 
zuläſſig. 

(4) Dem Gaſt it auf Verlangen eine ſchriftliche Abrechnung 
zu erteilen. Bf 


Garderobe 
Für die Aufbewahrung der Garderobe darf eine Gebühr von 
0,10 RM pro Perſon erhoben werden. Bei Saalveranſtaltungen 
dürfen höchſtens 0,20 RM erhoben werden. Der Höchſtpreis darf 
nur genommen werden, wenn eine Garderobenverſicherung abge- 
ſchloſſen iſt. Sf 


Ausnahmeanträge 

(1), Anträge auf Erteilung von Ausnahmegenehmigungen find 
durch die Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe 
bei der Preisüberwachungsſtelle zu ſtellen. 

(2) Bisher erteilte Ausnahmegenehmigungen treten am 
31. Dezember 1941 außer Kraft. 

9 15 
Einſtufung 

(1) Die Preisüberwachungsſtelle entſcheidet im Benehmen mit 
den Vertretern der Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Beherber⸗ 
gungsgewerbe, zu welcher Preisgruppe der einzelne Betrieb gehört. 

(2) Gegen die Entſcheidung der Preisüberwachungsſtelle iſt 
die Beſchwerde des Betriebsinhabers zuläflig. Über die Beſchwerde 
entſcheidet die Preisbildungsſtelle endgültig. 

(3) Grundſätzlich gehören: 
a) in die Preisgruppe I: Die Betriebe, deren laufende Auf- 
wendungen das im Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsweſen 
allgemein übliche Maß nicht überſteigen. 
b) in die Preisgruppe H: Betriebe mit höheren laufenden Auf: 
wendungen. 
c) in die Preisgruppe III: 
laufenden Aufwendungen. 
(4) Betriebe, die in der Zeit vom 1. November 1941 bis zum 
1. Januar 1942 keinen Einſtufungsbeſcheid von der Preisüber⸗ 
wachungsſtelle erhalten haben, gehören zur Preisgruppe 1. 

(5) Der Übergang von einer niedrigeren in eine höhere Preis⸗ 
gruppe bedarf der Genehmigung der Preisüberwachungsſtelle. 
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Luxusbetriebe u. a. 


Lurusbetriebe, Kabaretts und Bars, die die Preisüber⸗ 
wachungsſtelle im Benehmen mit der zuſtändigen Vertretung der 
Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbe durch 
beſonderen ſchriftlichen Beſcheid als ſolche anerkannt hat, ſowie 
vegetariſche Gaſtſtätten werden von dieſer Anordnung aus⸗ 
genommen. au 


Preisauszeichnung 
(1) Es gilt die Verordnung über Preisauszeichnung vom 
16. November 1940 (Reichsgeſetzbl. I S. 1535). In den Gaſt⸗ 
ſtätten ab Gruppe II müſſen Getränke⸗ und Speiſekarten ausgelegt 
werden. Für Gartenlokale gilt der Erlaß des RfPr. vom 7. Juli 
1941. 


Betriebe mit außergewöhnlichen 


(2) Sämtliche zum Verkauf bereitgehaltenen Speiſen und 
Getränke müſſen auf der Karte verzeichnet ſein. Dieſe muß auch 
5 enthalten, daß Kartoffeln auf Verlangen nachgereicht 
werden. 

(3) Die Zuſchläge für Getränkeſteuer ſowie der Kriegszuſchlag 
jind beſonders auszuweiſen. 
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Geltungsbereich 
Dieſe Anordnung gilt im geſamten Gebiet des Regierungs⸗ 
bezirks Danzig. A; 


Strafandrohung 

Wer den Beſtimmungen dieſer Anordnung zuwiderhandelt, 
wird auf Grund der Verordnung über Strafen und Strafverfahren 
bei Zuwiderhandlung gegen die Preisvorſchriften vom 3. Juni 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 999) Be 

8 
Inkrafttreten 

Dieſe Anordnung tritt am 1. Dezember 1941 in Kraft. Am 
gleichen Tage treten außer Kraft: 
a) meine Anordnungen betr. Bierpreiſe vom 5. Juli 1940, 

17. Auguſt 1940 und 28. November 1940. 
b) meine Anordnungen betr. Spirituoſenpreiſe vom 28. Mai 

1940 und 7. April 1941, 
c) meine Anordnungen betr. Kaffee, Tee und Kalaopreiſe vom 

13. Juli 1940 und 7. April 1941, 
d) meine Anordnungen betr. Selter 

25. April 1940 und 10. Juli 1940, 
e) meine Anordnung betr. Speiſeeis vom 27. Mai 1940, 
f) meine Anordnungen betr. Speiſen vom 27. Februar 1940, 

28. November 1940, 17. Dezember 1940 und 7. April 1941. 

Danzig, den 18 ‚November 1941. 
Der Regierungspräſident 


In Vertretung 
Dr. Roeckner 


und Limonaden vom 


Verſorgung der gewerblichen Betriebe mit Gefrierei 


Um den großen Anfall an ausſortierten Eiern in der 
Schwemmezeit nicht zuſätzlich abgeben zu müſſen und auch nicht 
dem Verderb anheimfallen zu laſſen, iſt ein großer Teil dieſer 
Ware den Kühlhäuſern zum Aufſchlagen und Tiefgefrieren ange⸗ 
dient worden. 

Dieſe Mengen ſollen mit Wirkung vom 30. V. A. (17. 11. 
bis 14. 12. 1941) an, an die gewerblichen Betriebe, wie Bäcke⸗ 
reien und Konditoreien ſowie an das Gaſtſtätten⸗ und Beherber⸗ 
gungsgewerbe unter Anrechnung auf die ihnen zugeſtandenen Kon⸗ 
e an Schaleneiern gegen Bezugſcheine zur Auslieferung ge⸗ 
fangen. 

Das Gefrierei ift in Dofen mit einem Inhalt von 5 und 10 
Kilogramm verpackt. 1 Kilogramm wird mit 20 Schaleneiern 
angerechnet. Es kommen alſo nur Betriebe der genannten Arten 
mit einer Zuteilmenge ab 100 Stüc = 5 Kilogramm für die 
Belieferung für Gefriereier in Betracht. Die Belieferung erfolgt 
nur durch den Großhandel von Firmen, die vom Eierwirtſchafts⸗ 
verband Danzig⸗Weſtpreußen vorgeſchlagen und von der R.. E. 
beſtätigt werden. 

Für das Wirtſchaftsgebiet Danzig⸗Weſtpreußen hat der 
Eierwirtſchaftsverband die Kennzeichnungsſtellen Danzig und Go- 
tenhafen der Butter⸗ und Eierzentrale Danzig⸗Weſtpreußen in 
Vorſchlag gebracht, da nur dieſe die Möglichkeit haben, Bezug⸗ 
ſcheine von Fall zu Fall abzurufen. 

Bezüglich der Ausſtellung der Bezugſcheine hat der Eier⸗ 
wirtihaftsperband beſtimmt, daß mit dem Beginn des 30. V. A. 
die Bezugſcheine der gewerblichen Verbraucher in folgender Weiſe 
auszuſtellen ſind: 

1. Bei Kontingenten bis zu 99 Stück Eiern je Verſorgungs⸗ 
abſchnitt wird der Bezugſchein auch weiterhin auf Schaleneier 
ausgeſtellt. 

2. Bei Kontingenten von 100 Stück Eiern und darüber 
wird in der Weiſe verfahren, daß für je 100 Stück Eier 5 Rilo- 
gramm Gefrierei eingeſetzt werden. Über die ein volles Hundert 
überſchreitende Menge werden ſodann in den Bezugſchein Schalen⸗ 
eier eingeſetzt. 

Beiſpiele: 

a) Kontingent über 78 Eier — der Bezugſchein lautet 

auch künftig über 78 Schaleneier. 

b) Kontingent über 465 Eier — der Bezugſchein lautet 

künftig über (4x5) = 20 Kilogramm Gefrierei und 
65 Schaleneier. 
Die betreffenden Ernährungsämter werden das Entſprechende 
veranlaſſen. 


Die Fachgruppe iſt eine ſtändige Beilage der „Danziger Wirtſcha fts⸗Zeitung“. — Verantwortl. für den Textteil: Edgar Sommer, 


für Anzeigenteil: Leo Meiſter, beide in Danzig. — V 


erlag: „Der Danziger Vorpoſten“ G. m. b. H., Danzig. — 


è 31. Anzeigenpreisliſte Nr. 3 gültig. — Druck: A. Schroth, Danzig. 
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Die echten Danziger Lachs Liköre 


seit anno 1598 unerreicht 
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HANSA PILS 
Seit 1804 
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Fischer-Bier 


BRAUEREI R. FISCHER 


Danzig-Neufahrwasser 


Danziger Goldwasser 
Kurfürsti. Magen 


Danziger Aktien-Bierbrauerei 


Telefon 41041143 
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Original Danzi 


Kenner trinken nur 


Süssmost a 


mit dieser Wertmarke aus der 
17 3 Jz = Danziger Süfmosterei »Flüssiges Obst« \ 
Qualitäts-Liköre überall! en 1 
Zur Zeit nur beschränkt lieferbar 


SHDRETZELI £ 
| Seit über 125 Jahren | 5 4 Pretzell S 
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I A Spezialitäten 
Danziger Qualitätsliköre NR Danziger Pomuchei 
= rn Helgoländer ff,Tafel-Aquavit 
von ÒN 2 „Gib Ihm" 
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Pretzell's bittere Tropfen 
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e se „Alter Herr" 
J. $ eiler Hafi WEN-GROSSHANDEL ff. Weinbrand - Verschnitt 
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MEILIGE-GEISTGASSE 110 Import von Arrak, Cognac 
Reitbahu 21 DANZIG Ruf: 22191 FERNSPRECHER 24134 Jamelca- Rum und Welnen 


300 


